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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. April 1961 

7 — 80110 — 5312/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung 
von Kindergeld für zweite Kinder und die 
Errichtung einer Kindergeldkasse 
(Kindergeldkassengesetz ■ — KGKG) 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 230. Sitzung am 29. März 1961 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf, wie aus der Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu 
nehmen. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Familien- und Jugendfragen 

Dr. Wuermeling 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung von Kindergeld für zweite Kinder 
und die Errichtung einer Kindergeldkasse 
(Kindergeldkassengesetz — KGKG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


ERSTER ABSCHNITT 
Berechtigung, Leistungen 

§ 1 

Anspruclisvoraussetzungen 

(1) Anspruch auf Kindergeld für das zweite Kind 
(Zweitkindergeld) haben Personen, deren Jahresein- 
kommen in dem Berechnungsjahr 6600 Deutsche 
Mark nicht überstiegen hat. 

(2) Haben bei Ehegatten im Berechnungsjahr die 
Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes Vorgelegen, so gilt die Summe ihrer 
Einkommen als Einkommen des Berechtigten. 

§ 2 

Jahreseinkommen, Berechnungsjahr 

(1) Jahreseinkommen ist bei Arbeitnehmern, die 
nicht zur Einkommensteuer veranlagt werden, der 
Jahresarbeitslohn (§ 39 Abs. 1 Satz 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes) nach Kürzung um 

1. den auf der Lohnsteuerkarte eingetra- 
genen und den im Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleich nachträglich berücksichtigten steuer- 
freien Jahresbetrag, 

2. den Weihnachts-Freibetrag nach § 3 

Ziff. 17 des Einkommensteuergesetzes 

und nach Erhöhung um den auf der Lohnsteuer- 
karte eingetragenen Jahreshinzurechnungsbetrag. 
Haben beide Ehegatten im Berechnungsjahr Arbeits- 
lohn bezogen und sind die Einkommen der beiden 
Ehegatten nach § 1 Abs. 2 zusammenzurechnen, so 
ist die Summe ihrer Jahresarbeitslöhne um einen 
Betrag in Höhe der in § 9a Ziff. 1 und § 10c Ziff. 1 
des Einkommensteuergesetzes bezeichneten Beträge, 
höchstens jedoch in Höhe des Arbeitslohnes des 
Ehegatten mit dem niedrigeren Arbeitslohn, zu kür- 
zen. 

(2) Jahreseinkommen ist bei Personen, die nicht 
unter Absatz 1 fallen, der zu versteuernde Einkom- 
mensbetrag im Sinne von § 32 Abs. 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes nach Erhöhung um 

1. die Kinderfreibeträge nach § 32 Abs. 2 
Ziff. 4 des Einkommensteuergesetzes, 


2. den Sonderfreibetrag nach § 32 Abs. 3 
Ziff. 1 des Einkommensteuergesetzes, 

3. einen Angleichungsbetrag in Höhe der in 
§ 9 a Ziff. 1 und § 10 c Ziff. 1 des Ein- 
kommensteuergesetzes bezeichneten Be- 
träge. 

Bei der Berechnung des Jahreseinkommens bleiben 
Einkünfte der Kinder (§ 32 Abs. 2 Ziff. 3 des Ein- 
kommensteuergesetzes) außer Betracht. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen durch Rechtsverord- 
nung zu bestimmen, daß das nach Absatz 1 oder 2 
berechnete Jahreseinkommen um Einkünfte zu er- 
höhen ist, für die dem Berechtigten ein Anspruch 
auf Befreiung von der Einkommensteuer 

1. nach allgemeinen völkerrechtlichen Grund- 
sätzen unter Wahrung der Gegenseitigkeit 
(§ 3 Ziff. 29 des Einkommensteuergeset- 
zes), 

2. nach Doppelbesteuerungsabkommen und 
anderen zwischenstaatlichen Vereinbarun- 
gen, 

3. nach §§ 3 a und 3 b des Einkommensteuer- 
gesetzes 

zusteht, soweit es die Billigkeit unter Berücksichti- 
gung des Zweckes der Steuerbefreiung erfordert. 
Dabei kann bestimmt werden, in welcher Weise 
diese Einkünfte in Übereinstimmung mit den Grund- 
sätzen der Absätze 1 und 2 zu berechnen sind; die 
Rechtsverordnung kann eine Schätzung und Pauscha- 
lierung dieser Einkünfte vorsehen. 

(4) Berechnungsjahr ist, soweit die Gewährung 
von Zweitkindergeld für die ersten sechs Monate 
eines Kalenderjahres in Betracht kommt, das vor- 
letzte Kalenderjahr, soweit die Gewährung von 
Zweitkindergeld für die späteren Monate eines 
Kalenderjahres in Betracht kommt, das letzte Kalen- 
derjahr. Wird der Antrag auf Zweitkindergeld erst- 
mals in den ersten sechs Monaten eines Kalender- 
jahres gestellt, so ist Berechnungsjahr, auch soweit 
die Gewährung von Zweitkindergeld für die ersten 
sechs Monate dieses Kalenderjahres in Betracht 
kommt, das letzte Kalenderjahr, wenn der Antrag- 
steller dieses verlangt. Ist in den Fällen des Ab- 
satzes 2 eine Veranlagung zur Einkommensteuer 
nur für ein früheres als das nach Satz 1 oder 2 
maßgebende Kalenderjahr durchgeführt, so ist Be- 
rechnungsjahr das Jahr, für das die letzte Veran- 
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lagung vor dem Stichtag durchgeführt ist; Stichtag 
ist, soweit die Gewährung von Zweitkindergeld für 
die ersten sechs Monate eines Kalenderjahres in 
Betracht kommt, der 1. Januar, soweit die Gewäh- 
rung von Zweitkindergeld für die späteren Monate 
eines Kalenderjahres in Betracht kommt, der 1. Juli 
dieses Jahres. Ist in den Fällen des Absatzes 2 noch 
keine Veranlagung durchgeführt worden, so gelten 
die Sätze 1 und 2. 

(5) Bei Arbeitnehmern, die im letzten oder vor- 
letzten Kalenderjahr außerhalb des Geltungsbe- 
reiches dieses Gesetzes erwerbstätig waren oder 
ohne Erwerbstätigkeit ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt hatten, ist Berechnungsjahr das laufende Kalen- 
derjahr. Als Jahreseinkommen gelten 90 vom Hun- 
dert des Betrages, den der Arbeitnehmer im Be- 
rechnungsjahr verdienen würde, wenn dem Arbeits- 
lohn, den er innerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes für den ersten vollen, mindestens sechs 
Tage mit Anspruch auf Arbeitsentgelt umfassenden 
Lohnabrechnungszeitraum erhalten hat, der Arbeits- 
lohn für die übrigen Lohnabrechnungszeiträume des 
Jahres entsprechen würde. Ist der Arbeitslohn in 
einem späteren Lohnabrechnungszeitraum nicht nur 
ausnahmsweise niedriger gewesen, so kann die Kin- 
dergeldkasse für die Berechnung des Jahreseinkom- 
mens von dem niedrigeren Arbeitslohn ausgehen. 
Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen durch Rechtsverordnung zu 
bestimmen, daß der nach Satz 2 oder 3 berechnete 
Betrag um die im letzten Kalenderjahr bezogenen 
inländischen und ausländischen Einkünfte, die nicht 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit sind, erhöht 
wird; Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(6) Das Einkommen einer Person, mit der der 
Berechtigte in eheähnlicher Gemeinschaft lebt, ist 
ebenso zu berücksichtigen wie das Einkommen eines 
Ehegatten. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 3 

Ausnahmen 

(1) Anspruch auf Zweitkindergeld besteht nicht 
für Kinder 

1. von Personen, die in einem öffentlich- 
rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis 
stehen und Bezüge unter Anwendung be- 
soldungsrechtlicher Vorschriften über Kin- 
derzuschläge erhalten, 

2. von Arbeitnehmern des Bundes, der Län- 
der, der Gemeinden (Gemeindeverbände) 
und der sonstigen Körperschaften, Anstal- 
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 

3. von Empfängern von Versorgungsbezügen 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen. 

(2) Den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts stehen die Verwaltungen 
und Betriebe sowie Anstalten, Einrichtungen und 
Vereinigungen gleich, die ihnen auf Grund von 
§ 3 Abs. 4 Satz 1 des Kindergeldgesetzes gleich- 
gestellt worden sind. 


(3) § 3 Abs. 2 Nr. 5, Nr. 6 Buchstabe a, Nr. 7 
und 8 des Kindergeldgesetzes sowie § 2 Abs. 3 des 
Kindergeldergänzungsgesetzes gelten entsprechend. 

§ 4 

Ersatzleistungen im öffentlichen Dienst 

(1) Arbeitnehmer des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden (Gemeindeverbände) und der sonstigen 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts haben, wenn ihre Arbeitgeber nicht 
die für Beamte geltenden besoldungsrechtlichen 
Vorschriften über Kinderzuschläge oder Regelungen 
anwenden, die diesen mindestens entsprechen, unter 
den übrigen Voraussetzungen dieses Gesetzes für 
das zweite Kind gegen ihren Arbeitgeber Anspruch 
auf Leistungen in Höhe des Zweitkindergeldes. 

(2) Wenden die in Absatz 1 genannten Arbeit- 
geber auf ihre Arbeitnehmer die für Beamte gelten- 
den besoldungsrechtlichen Vorschriften über Kinder- 
zuschläge oder Regelungen an, die diesen min- 
destens entsprechen, so haben unter den übrigen 
Voraussetzungen dieses Gesetzes 

a) ihre teilbeschäftigten Arbeitnehmer, die 
nicht die vollen Kinderzuschläge erhalten, 

b) ihre Arbeitnehmer für Zeiten der Arbeits- 
unfähigkeit, für die ihnen gegen ihren 
Arbeitgeber kein Anspruch auf Kinderzu- 
schlag oder Krankenbezüge oder Zuschuß 
nach dem Gesetz zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfalle vom 26. Juni 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 649) zusteht, 

für das zweite Kind gegen ihren Arbeitgeber An- 
spruch auf Leistungen mindestens in Höhe des 
Zweitkindergeldes. 

§ 5 

Höhe des Zweitkindergeldes 

Das Zweitkindergeld beträgt 25 Deutsche Mark 
monatlich. 

§ 6 

Ausgleichskindergeld 

(1) Hat das Jahreseinkommen des Berechtigten 
im Berechnungsjahr die Einkommensgrenze des § 1 
Abs. 1 um nicht mehr als 200 Deutsche Mark über- 
stiegen, so hat der Berechtigte für das zweite Kind 
Anspruch auf Kindergeld in Höhe des halben Be- 
trages des Zweitkindergeldes (Ausgleichskinder- 
geld). 

(2) Das Ausgleichskindergeld ist Zweitkindergeld 
im Sinne dieses Gesetzes. 

§ 7 

Beginn und Ende des Anspruchs 

(1) Das Zweitkindergeld wird für jeden Monat 
gewährt, in dem die Anspruchsvoraussetzungen für 
einen Tag bestanden haben. 
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(2) Das Zweitkindergeld wird nicht für einen 
Zeitraum gewährt, der mehr als sechs Monate vor 
dem Monat liegt, in dem der Antrag auf Zweit- 
kindergeld eingegangen ist; dem Eingang des An- 
trages bei der nach § 22 Abs. 2 zuständigen Stelle 
steht der Eingang bei einem Träger der Sozialver- 
sicherung oder einer Behörde im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gleich. 

(3) Fallen die Voraussetzungen des Anspruchs 
auf Zweitkindergeld weg, so wird dieses bis zum 
Ende des folgenden Monats weitergewährt. 

§ 8 

Anwendung 

von Vorschriften des Kindergeldgesetzes, 
des Kindergeldanpassungsgesetzes 
und des Kindergeldergänzungsgesetzes 

§ 2 Abs. 1, § 3 Abs. 1, §§ 8, 34, 35 Abs. 1 Satz 1, 
§ 36 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 des Kindergeld- 
gesetzes, § 11 des Kindergeldanpassungsgesetzes 
sowie § 4 Abs. 1 des Kindergeldergänzungsgesetzes 
gelten für das Zweitkindergeld und die Leistungen 
nach § 4 entsprechend. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Organisation 
§ 9 

Kindergeldkasse 

(1) Als Träger der Kindergeldzahlung für die 
zweiten Kinder wird die Kindergeldkasse als rechts- 
fähige Anstalt des öffentlichen Rechts errichtet. Sie 
gilt mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes als ent- 
standen. 

(2) Die Kindergeldkasse hat ihren Sitz an dem 
Ort des Sitzes der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung (Bundesanstalt). 

(3) Es bleibt einem besonderen Gesetz Vorbe- 
halten, die Kindergeldkasse auch zum Träger der 
Kindergeldzahlung für dritte und weitere Kinder zu 
bestimmen. 

§ 10 
Organe 

(1) Organe der Kindergeldkasse sind der Vor- 
stand und der Verwaltungsrat. 

(2) Die jeweiligen Mitglieder des Vorstandes 
und des Verwaltungsrates der Bundesanstalt und 
ihre Stellvertreter sind zugleich Mitglieder des Vor- 
standes und des Verwaltungsrates der Kindergeld- 
kasse und ihre Stellvertreter. 

(3) Dem Verwaltungsrat der Kindergeldkasse ge- 
hören drei weitere Mitglieder an. Ein Mitglied und 
ein Stellvertreter sollen selbständige Landwirte 
ohne fremde Arbeitskräfte oder Angehörige eines 
freien Berufes sein. Die drei weiteren Mitglieder 
und ihre Stellvertreter werden vom Bundesminister 


für Familien- und Jugendfragen — selbständige 
Landwirte im Benehmen mit dem Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — vor- 
geschlagen und vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung berufen. 

(4) Die Vorsitzenden des Vorstandes und des 
Verwaltungsrates der Bundesanstalt sowie ihre 
Stellvertreter sind zugleich die Vorsitzenden des 
Vorstandes und des Verwaltungsrates der Kinder- 
geldkasse sowie ihre Stellvertreter. 

(5) Die Amtsdauer der Mitglieder der Organe 
beträgt vier Jahre. Die Amtsdauer der erstmals be- 
rufenen Mitglieder endet am 31. März 1964. 

(6) § 3 Abs. 2, § 9 Abs. 2 und 4, § 14 Abs. 1 
und 4, §§ 15 bis 19, 21, 22 Abs. 3 und § 189 des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung gelten entsprechend. 

§ 11 

Ständiger Ausschuß des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat hat zur Vorbereitung 
seiner Entscheidungen einen Ständigen Ausschuß zu 
bilden. Er kann ihm auch die Entscheidung über- 
tragen; von der Entscheidung durch den Anschuß 
sind die Aufgaben nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 aus- 
genommen. 

(2) Dem Ausschuß gehören die gemäß § 10 Abs. 3 
Satz 3 berufenen Mitglieder sowie sechs weitere 
Mitglieder des Verwaltungsrates an. 

§ 12 

Vorstand 

(1) Der Vorstand vertritt die Kindergeldkasse 
gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die Stellung 
eines gesetzlichen Vertreters. § 23 Abs. 1 des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitlosenver- 
sicherung gilt entsprechend. 

(2) Der Vorstand hat 

1. den Haushaltsplan aufzustellen, 

2. den Rechnungsabschluß zu prüfen, 

3. den Geschäftsbericht zu erstatten. 

(3) Der Vorstand nimmt die Befugnis der Kinder- 
geldkasse gemäß § 25 Satz 2 wahr. 

§ 13 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat hat 

1. die Satzung zu beschließen, 

2. den Haushaltsplan festzustellen, 

3. den Rechnungsabschluß abzunehmen, 

4. den Geschäftsbericht zu billigen, 

5. den Zeitpunkt der Auszahlung des Zweit- 
kindergeldes zu bestimmen. 

(2) Der Verwaltungsrat nimmt die Befugnis der 
Kindergeldkasse gemäß § 26 Abs. 2 Satz 2 wahr. 
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§ 14 

Beauftragung der Bundesanstalt 

(1) Die Aufgaben nach diesem Gesetz führt, so- 
weit nicht in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt 
ist, die Bundesanstalt durch. 

(2) Die Bundesanstalt nimmt die ihr übertragenen 
Aufgaben durch ihre Dienststellen wahr; die Ar- 
beitsämter führen insoweit die Bezeichnung „Außen- 
stelle der Kindergeldkasse" (Außenstelle), die 
Landesarbeitsämter die Bezeichnung „Landesstelle 
der Kindergeldkasse" und die Hauptstelle der Bun- 
desanstalt die Bezeichnung „Hauptstelle der Kinder- 
geldkasse". 

(3) Der Präsident der Bundesanstalt nimmt an 
den Sitzungen der Organe der Kindergeldkasse mit 
beratender Stimme teil; er kann sich vertreten las- 
sen. 

§ 15 

V erwaltungskosten 

Die Bundesanstalt erhält zur Abgeltung der Ko- 
sten, die ihr aus der Durchführung dieses Gesetzes 
entstehen, von der Kindergeldkasse eine Vergü- 
tung. Die Höhe der Vergütung bestimmt der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
nach Anhörung des Verwaltungsrates der Bundes- 
anstalt und des Verwaltungsrates der Kindergeld- 
kasse durch Rechtsverordnung. 

§ 16 

Haushalt 

(1) Für die Aufstellung und die Ausführung des 
Haushaltsplans sowie — vorbehaltlich des § 17 
Abs. 2 — die Rechnungslegung finden die für den 
Bund geltenden Vorschriften entsprechende Anwen- 
dung. 

(2) Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung 
der Bundesregierung. Wird die Genehmigung ver- 
sagt, so hat der Verwaltungsrat innerhalb einer von 
der Bundesregierung zu setzenden Frist einen neuen 
vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplan festzu- 
stellen. Stellt der Verwaltungsrat innerhalb der ge- 
setzten Frist keinen neuen Haushaltsplan fest, der 
die Beanstandungen berücksichtigt, oder wird auch 
der neue Haushaltsplan nicht genehmigt, so kann 
die Bundesregierung den Haushaltsplan selbst fest- 
steilen. 

(3) Der Bundesrechnungshof prüft Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der Kindergeldkasse. 

§ 17 

Geschäftsjahr, Jahresabschluß 

(1) Geschäftsjahr der Kindergeldkasse ist das 
Geschäftsjahr der Bundesanstalt. 

(2) Die Rechnungs- und Kassenbücher sind nach 
den für die Bundesanstalt geltenden Bestimmungen 
zu führen und jährlich abzuschließen. 


§ 18 

Genehmigung der Satzung 

Die Satzung bedarf der Genehmigung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung. 

§ 19 

Aufsicht 

(1) Die Aufsicht über die Kindergeldkasse führt 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 
Sie erstreckt sich darauf, daß Gesetz und Satzung 
beachtet werden. 

(2) Dem Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung sind die Geschäfts- und Rechnungsergeb- 
nisse sowie jährlich ein Geschäftsbericht vorzulegen. 

§ 20 

Abgabenfreiheit 

Das Vermögen der Kindergeldkasse ist von Ab- 
gaben im gleichen Umfang frei wie das Vermögen 
der Bundesanstalt. 


DRITTER ABSCHNITT 
Aufbringung der Mittel 
§ 21 

Aufbringung der Mittel durch den Bund 

Die Aufwendungen der Kindergeldkasse trägt bis 
zu der in § 9 Abs. 3 vorgesehenen Neuregelung des 
Kindergeldrechts der Bund. 


VIERTER ABSCHNITT 
Verfahren 
§ 22 

Antragstellung 

(1) Das Zweitkindergeld wird auf Antrag ge- 
währt. Den Antrag kann außer dem Berechtigten 
auch stellen, wer ein berechtigtes Interesse an der 
Gewährung des Zweitkindergeldes hat. 

(2) Der Antrag ist schriftlich bei der Außenstelle 
zu stellen, in deren Bezirk der Berechtigte seinen 
Wohnort hat. Hat der Berechtigte keinen Wohnort 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, so ist die 
Außenstelle zuständig, in deren Bezirk er erwerbs- 
tätig ist oder als Arbeitsloser Leistungen nach dem 
Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung bezieht. § 170 Abs. 4 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
gilt entsprechend. 

(3) Der Antragsteller hat die zur Begründung des 
Anspruchs erforderlichen Tatsachen anzugeben und 
die Beweismittel zu bezeichnen; Beweisurkunden hat 
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er auf Verlangen vorzulegen. Kann der Nachweis 
nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierig- 
keiten erbracht werden, so genügt die Glaubhaft- 
machung. Die Kindergeldkasse kann die Verwen- 
dung eines Vordruckes vorschreiben. 

(4) Die Außenstelle kann verlangen, daß der Be- 
rechtigte die zur Begründung des Anspruchs erfor- 
derlichen Tatsachen angibt, die Beweismittel be- 
zeichnet und die Beweisurkunden vorlegt, wenn der 
Antrag nach Absatz 1 Satz 2 von einem anderen ge- 
stellt wird. 

(5) Zweitkindergeld wird für ein Kind, das das 
18. Lebensjahr vollendet hat, nur weitergewährt, 
wenn der Berechtigte anzeigt, daß die Voraussetzun- 
gen des § 8 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 2 
Abs. 1 Satz 2 des Kindergeldgesetzes vorliegen. Ab- 
satz 1 Satz 2 und die Absätze 2 bis 4 gelten ent- 
sprechend. 

§ 23 

Bescheinigungen über Jahreseinkommen 

(1) Ist der Berechtigte oder im Falle des § 1 
Abs. 2 sein Ehegatte für das Berechnungsjahr zur 
Einkommensteuer veranlagt worden, so hat der Be- 
rechtigte mit dem Antrag auf Zweitkindergeld den 
Einkommensteuerbescheid vorzulegen. 

(2) Ist der Berechtigte oder im Falle des § 1 
Abs. 2 sein Ehegatte für das Berechnungsjahr zur 
Einkommensteuer zu veranlagen, eine Veranlagung 
jedoch noch nicht durchgeführt worden, so hat der 
Berechtigte dem Antrag auf Zweitkindergeld, sofern 
eine Einkommensteuererklärung von ihm oder sei- 
nem Ehegatten abgegeben worden ist, eine Abschrift 
dieser Erklärung, andernfalls eine vorläufige Er- 
klärung über das von ihm oder seinem Ehegatten 
erzielte Jahreseinkommen beizufügen. 

(3) Liegen die Voraussetzungen der Absätze 1 
und 2 nicht vor, so hat der Berechtigte dem Antrag 
auf Zweitkindergeld eine Erklärung beizufügen, daß 
für das Berechnungsjahr mit seiner Veranlagung 
oder im Falle des § 1 Abs. 2 mit der Veranlagung 
seines Ehegatten zur Einkommensteuer nicht zu 
rechnen ist. 

(4) War der Berechtigte oder im Falle des § 1 
Abs. 2 sein Ehegatte im Berechnungsjahr nicht zur 
Einkommensteuer veranlagter Arbeinehmer, so sind 
dem Antrag auf Zweitkindergeld Bescheinigungen 
der Arbeitgeber über den im Berechnungsjahr be- 
zogenen steuerpflichtigen Arbeitslohn und den auf 
der Lohnsteuerkarte eingetragenen steuerfreien 
Jahresbetrag sowie den Jahreshinzurechnungsbetrag 
beizufügen. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, auf 
Verlangen des Berechtigten Bescheinigungen nach 
Satz 1 auszustellen und dazu den Vordruck der Kin- 
dergeldkasse zu verwenden. 

(5) Die Außenstelle kann verlangen, daß der Be- 
rechtigte die in den Absätzen 1 bis 4 bezeichneten 
Bescheide, Erklärungen und Bescheinigungen vor- 
legt, wenn der Antrag nach § 22 Abs. 1 Satz 2 von 
einem anderen gestellt wird. 


§ 24 

Ermittlungen, Amtshilfe, Auskunftspflicht 

(1) Die Dienststellen der Bundesanstalt können 
Ermittlungen jeder Art mit Ausschluß eidlicher Ver- 
nehmungen anstellen, soweit sie zur Entscheidung 
über den Antrag erforderlich sind. 

(2) Behörden und Träger der Sozialversicherung 
haben den Dienststellen der Bundesanstalt Amts- 
hilfe zu leisten und ihnen die Auskünfte zu erteilen, 
die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlich 
sind. Die Finanzbehörden haben den Dienststellen 
der Bundesanstalt auf Anfrage insbesondere mitzu- 
teilen, 

1. ob für einen Berechtigten oder seinen 
Ehegatten eine Veranlagung zur Einkom- 
mensteuer erfolgt ist, 

2. ob der von einem Berechtigten vorgelegte 
Einkommensteuerbescheid der letzte ist, 

3. ob und in welcher Höhe für einen Berech- 
tigten oder seinen Ehegatten bei einem 
vom Finanzamt durchgeführten Lohn- 
steuer-Jahresausgleich ein steuerfreier 
Jahresbetrag ohne vorherige Eintragung 
auf der Lohnsteuerkarte berücksichtigt 
worden ist. 

(3) Personen, zu denen ein Kind in einem Kind- 
schaftsverhältnis der in § 2 Abs. 1 des Kindergeld- 
gesetzes bezeichneten Art steht, und ihre Arbeit- 
geber sind verpflichtet, den Dienststellen der Bun- 
desanstalt auf Verlangen alle Auskünfte zu erteilen 
und alle Beweisurkunden vorzulegen, die zur Nach- 
prüfung des Antrages erforderlich sind. 

§ 25 

Entscheidung über den Antrag 

über den Antrag entscheidet der Direktor des 
Arbeitsamtes als Leiter der Außenstelle. Die Kinder- 
geldkasse kann die Entscheidung für bestimmte Be- 
zirke oder Gruppen von Berechtigten einer anderen 
Dienststelle der Bundesanstalt übertragen. 

§ 26 

Auszahlung des Zweitkindergeldes 

(1) Die Kindergeldkasse hat zu bestimmen, ob 
das Zweitkindergeld monatlich, zweimonatlich oder 
dreimonatlich nachträglich oder im voraus ausge- 
zahlt wird. 

(2) Die Auszahlung erfolgt im Wege der Zustel- 
lung durch die Post. Die Kindergeldkasse kann eine 
andere geeignete Art der Auszahlung bestimmen. 
Auf Verlangen des Berechtigten wird das Zweitkin- 
dergcld auf ein Konto überwiesen. 

(3) Bei der Auszahlung sind auf Deutsche Pfennig 
lautende Beträge auf Deutsche Mark abzurunden., 
und zwar unter 50 Deutsche Pfennig nach unten, 
sonst nach oben. 

§ 27 

Veränderungsanzeige 

Der Berechtigte ist verpflichtet, der Außenstelle 
jede Veränderung in seinen Verhältnissen und den 
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Verhältnissen seiner Kinder und anderer Personen, ] 
die den Anspruch auf Zweitkindergeld beeinflussen ! 
kann, unverzüglich anzuzeigen. 

§ 28 

Entziehung 

Das Zweitkindergeld wird von Amts wegen ent- 
zogen, soweit die Anspruchsvoraussetzungen nicht 
Vorgelegen haben oder weggefallen sind. 

§ 29 

Rückforderung 

(1) Zu Unrecht geleistetes Zweitkindergeld ist 
vom Empfänger zurückzufordern. Auf die Rückfor- 
derung soll verzichtet werden, wenn der Empfänger 
weder die Gewährung durch falsche oder unvoll- 
ständige Angaben oder durch Unterlassen einer An- 
zeige nach § 27 vorsätzlich oder fahrlässig herbeige- 
führt hat noch wußte oder wissen mußte, daß ein 
Anspruch auf Zweitkindergeld nicht oder nicht in 
der geleisteten Höhe bestand. Das gilt nicht, wenn 
Zweitkindergeld nach § 8 dieses Gesetzes in Ver- 
bindung mit § 4 Abs. 1 des Kindergeldergänzungs- 
gesetzes oder unter Vorbehalt der Rückforderung 
gewährt worden ist. 

(2) Hat der nach Absatz 1 Rückzahlungspflichtige 
für das zweite Kind Anspruch auf 

1. Kinderzulage aus der gesetzlichen Unfall- 
versicherung, 

2. Kinderzuschuß aus den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen, 

3. Kinderzuschlag nach besoldungsrechtlichen 
Vorschriften oder sonstige Leistungen für 
Kinder auf Grund eines der in den Fällen 
des § 3 Abs. 1 bestehenden Rechtsverhält- 
nisse oder nach § 4, 

4. Leistungen für Kinder gegen einen der in 
§ 3 Abs. 2 Nr. 6 des Kindergeldgesetzes 
genannten Arbeitgeber, 

5. eine der in § 3 Abs. 2 Nr. 8 des Kinder- 
geldgesetzes genannten Leistungen für 
Kinder, 

6. Familienzuschlag nach dem Gesetz über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung, 

7. Kinderzuschlag nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz, 

so kann die Außenstelle durch schriftliche Anzeige 
an den Leistungspflichtigen bewirken, daß diese An- 
sprüche in der Höhe auf die Kindergeldkasse über- 
gehen, in der diese Zweitkindergeld gewährt hat. 
Der Übergang beschränkt sich auf den Anspruch, 
der dem Rückzahlungspflichtigen für die Zeit zu- 
steht, für die ihm Zweitkindergeld zu Unrecht ge- 
währt worden ist. Hat der Rückzahlungspflichtige 
den unrechtmäßigen Bezug des Zweitkindergeldes 
vorsätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt, so 


geht auch der Anspruch auf die Hälfte der laufenden 
Leistungen für das zweite Kind auf die Kindergeld- 
kasse über. 

(3) § 5 Abs. 4 des Kindergeldanpassungsgesetzes 
gilt entsprechend. 

(4) Die für Rückforderungen nach § 185 des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung geltenden Bestimmungen über die Nieder- 
schlagung von Rückforderungen und die Einstellung 
des Einziehungsverfahrens sind entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 30 

Bescheid 

(1) Wird der Antrag auf Zweitkindergeld abge- 
lehnt oder das Zweitkindergeld entzogen, so ist ein 
schriftlicher Bescheid mit Begründung zu erteilen. 
Dabei sind der Rechtsbehelf, die Stelle, bei der der 
Rechtsbehelf anzubringen ist, und deren Sitz sowie 
die dabei einzuhaltende Frist anzugeben. 

(2) Von der Erteilung eines Bescheides kann ab- 
gesehen werden, wenn 

1. der Berechtigte die Beendigung der Schul- 
oder Berufsausbildung eines Kindes, das 
das 18. Lebensjahr vollendet hat, anzeigt, 

2. das Kind das 18. Lebensjahr vollendet, 
ohne daß eine Anzeige nach § 22 Abs. 5 
erfolgt ist. 

§ 31 

Rechtsweg 

Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angele- 
genheiten dieses Gesetzes ist der Sozialrechtsweg 
gegeben. Die Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes 
gelten mit der Maßgabe, daß 

1. in allen Angelegenheiten des Zweitkindergeld- 
rechts unbeschadet des § 81 des Sozialgerichts- 
gesetzes ein Vorverfahren stattfindet, 

2. den Widerspruchsbescheid, wenn dem Wider- 
spruch nicht abgeholfen wird, die von dem 
Verwaltungsrat bestimmte Stelle erläßt, 

3. die Berufung nicht zulässig ist, soweit sie nur 
Beginn oder Ende des Anspruchs auf Zweit- 
kindergeld oder nur das Zweitkindergeld für 
bereits abgelaufene Zeiträume betrifft. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Straf- und Bußgeldvorschriften 
§ 32 

Verletzung der Schweigepflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, das ihm als Mit- 
glied eines Organs der Kindergeldkasse oder als 
Beschäftigtem der Bundesanstalt bei seiner Tätig- 
keit auf Grund dieses Gesetzes bekanntgeworden 
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ist, unbefugt offenbart oder verwertet, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einem anderen einen Vermögens- 
vorteil zu verschaffen oder jemanden zu schädigen, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren. Da- 
neben kann auf Geldstrafe erkannt werden. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 33 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 22 Abs. 4 Tatsachen nicht an- 
gibt, Beweismittel nicht bezeichnet oder 
Beweisurkunden nicht vorlegt, 

2. entgegen § 23 Abs. 4 Satz 2 eine Bescheini- 
gung nicht, nicht richtig oder nicht voll- 
ständig ausstellt, 

3. entgegen § 23 Abs. 5 einen Bescheid oder 
eine Bescheinigung nicht vorlegt oder eine 
Erklärung nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig abgibt, 

4. entgegen § 24 Abs. 3 eine Auskunft nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig erteilt 
oder eine Beweisurkunde nicht vorlegt, 

5. die in § 27 vorgeschriebene Veränderungs- 
anzeige nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht unverzüglich erstattet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 

(3) Geldbußen werden wie Gemeindeabgaben 
beigetrieben. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 
und 5 kann die Geldbuße durch Abzug von jeweils 
höchstens der Hälfte des laufenden Zweitkindergel- 
des zurückbehalten werden. 

(4) Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist zulässig. 

(5) Die Hauptstelle oder die von ihr bestimmte 
andere Stelle der Kindergeldkasse ist Verwaltungs- 
behörde im Sinne des § 73 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten. Sie entscheidet auch über die 
Abänderung und Aufhebung eines rechtskräftigen, 
gerichtlich nicht nachgeprüften Bußgeldbescheides 
(§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten). 

§ 34 

Verletzung von Aufsichtspflichten 

Wird in einem Betriebe eine durch die Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes mit Geldbuße bedrohte Hand- 
lung begangen, so kann gegen den Arbeitgeber 
und, falls dieser eine juristische Person oder eine 
Personengesellschaft des Handelsrechtes ist, auch 
gegen diese eine Geldbuße festgesetzt werden, 
wenn der Arbeitgeber oder der zur gesetzlichen 


Vertretung Berechtigte vorsätzlich oder fahrlässig 
seine Aufsichtspflicht verletzt hat und der Verstoß 
hierauf beruht. 

§ 35 

Gemeinsame Vorschriften 

§§ 221 und 222 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung gelten entspre- 
chend. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 36 

Rückwirkende Gewährung des Zweitkindergeldes 

Das Zweitkindergeld und die Leistungen nach § 4 
werden für die Zeit vom 1. April 1961 ab gewährt, 
wenn der Antrag bis zum 31. Dezember 1961 ge- 
stellt worden ist. Berechnungsjahr ist für das Jahr 
1961 abweichend von § 2 Abs. 4 Satz 1 das Jahr 1960. 

§ 37 

Verfahren während der Übergangszeit 

Für die Gewährung von Zweitkindergeld auf An- 
träge, die bis zum 31. Dezember 1961 gestellt wer- 
den, genügt es, daß die den Anspruch begründenden 
Tatsachen glaubhaft gemacht sind. Als Mittel der 
Glaubhaftmachung können auch eidesstattliche Ver- 
sicherungen zugelassen werden. Die Dienststellen 
der Bundesanstalt sind für die Abnahme eidesstatt- 
licher Versicherungen zuständig; sie gelten als Be- 
hörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuchs. Sind 
die den Anspruch begründenden Tatsachen nach 
Satz 1 nur glaubhaft gemacht, so wird das Zweit- 
kindergeld unter dem Vorbehalt der Rückforderung 
gewährt. 

§ 38 

Übergangsregelung für den Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat ist auch vor der ersten 
Berufung der in § 10 Abs. 3 Satz 1 genannten drei 
weiteren Mitglieder beschlußfähig. 

(2) Bis zum Erlaß von Bestimmungen nach § 26 
Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 durch den Verwaltungsrat 
werden Art und Zeitpunkt der Auszahlung durch 
den Präsidenten der Bundesanstalt geregelt. 

§ 39 

Verwaltungskosten 

Bis zum Erlaß einer Rechtsverordnung nach § 15 
hat die Kindergeldkasse der Bundesanstalt die aus 
der Durchführung dieses Gesetzes entstehenden tat- 
sächlichen Verwaltungskosten zu erstatten. Mit Zu- 
stimmung des Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordnung und des Bundesministers der Finanzen 
kann eine Pauschalierung vereinbart werden. 
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§ 40 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungs Ordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. § 559 b Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Kinderzulage ist für das zweite Kind min- 
destens in Höhe von 25 Deutsche Mark, für das 
dritte und jedes weitere Kind mindestens in 
Höhe von 40 Deutsche Mark monatlich zu zahlen; 
bei der Feststellung, ob ein Kind zweites oder 
weiteres Kind ist, zählen nur Kinder, für die 
nach den Absätzen 1 oder 3 ein Anspruch auf 
Kinderzulage besteht. 

2. Hinter § 1541 a wird folgender neuer § 1541 b 
eingefügt; 

„§ 1541 b 

(1) Gewährt ein Träger der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung Kinderzulage für ein 
zweites Kind und übersteigt diese den sich aus 
§ 559 b Abs. 1 ergebenden Betrag monatlich um 
mehr als fünf Deutsche Mark, so hat die Kinder- 
geldkasse ihm den Unterschiedsbetrag zu erstat- 
ten. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates eine 
Pauschalberechnung der zu erstattenden Beträge 
vorzuschreiben und die Zahlung von Vorschüs- 
sen vorzusehen sowie das Erstattungsverfahren 
zu regeln." 

§ 41 

Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 

(1) Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung in der Fassung vom 3. April 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt geändert 
durch das Dritte Anderungsgesetz zum AVAVG 
vom 28. Oktober 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 833), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 89 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Besteht ein Anspruch auf Kindergeld für 
den Angehörigen nach dem Kindergeldgesetz, 
nach dem Dritten Abschnitt des Kindergeldanpas- 
sungsgesetzes, nach § 1 Abs. 1 des Kindergeld- 
ergänzungsgesetzes oder nach dem Kindergeld- 
kassengesetz, so ruht der Anspruch auf Familien- 
zuschlag, soweit der wöchentliche Familienzu- 
schlag den Teil des Kindergeldes nicht über- 
steigt, der auf eine Woche entfällt. Das gleiche 
gilt, wenn ein Anspruch auf Kindergeld für den 
Angehörigen lediglich deshalb nicht besteht, weil 
die Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 und 4 des 
Kindergeldgesetzes oder des § 3 des Kindergeld- 
kassengesetzes vorliegen." 

2. § 90 Abs. 10 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Familienzuschlag beträgt 9 Deutsche Mark 
wöchentlich; besteht nach § 89 Abs. 5 Anspruch 


auf einen Teilbetrag des Familienzuschlages, so 
ist er auf volle Deutsche Mark abzurunden." 

3. Die Anlage zu § 121 Abs. 2 wird durch die die- 
sem Gesetz beigefügte Anlage zu § 121 Abs. 2 
ersetzt. 

4. In § 127 Abs. 2 Satz 2 wird die Zahl „6" durch 
die Zahl „9", die Zahl „12" durch die Zahl „18" 
und die Zahl „18" durch die Zahl „24" ersetzt. 

5. § 148 Abs. 5 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Familienzuschlag beträgt 9 Deutsche Mark 
wöchentlich: besteht nach § 89 Abs. 5 Anspruch 
auf einen Teilbetrag des Familienzuschlages, so 
ist er auf volle Deutsche Mark abzurunden." 

(2) Absatz 1 Nr. 3 und 4 ist mit Beginn des Zah- 
lungszeitraumes anzuwenden, der nach Inkrafttreten 
dieser Vorschrift beginnt. 

§ 42 

Änderung des Kindergeldanpassungsgesetzes 

§ 6 Abs. 2 des Kindergeldanpassungsgesetzes vom 
7. Januar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 17), zuletzt ge- 
ändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung von 
Vorschriften der Kindergeldgesetze vom 16. März 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 153), erhält folgende Fas- 
sung: 

„(2) Bei der Gewährung von Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosenhilfe 
gelten nicht als eigene Mittel oder als Einkommen 

1. das Kindergeld nach dem Kindergeldge- 
setz, dem Kindergeldergänzungsgesetz, 
dem Kindergeldkassengesetz oder diesem 
Gesetz, 

2. die Kinderzulage aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung oder der Kinderzu- 
schuß aus den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen für das zweite Kind bis zur 
Höhe des Kindergeldes nach dem Kinder- 
geldkassengesetz, für das dritte und je- 
des weitere Kind bis zur Höhe des Kin- 
dergeldes nach dem Kindergeldgesetz." 

§ 43 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

§ 33 b Abs. 4 Satz 1 des Bundesversorgungsgeset- 
zes in der Fassung des Ersten Neuordnungsgesetzes 
vom 27. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 453) erhält 
folgende Fassung: 

„Der Kinderzuschlag ist in Höhe des gesetzlichen 
Kindergeldes zu zahlen, das für das dritte und 
jedes weitere Kind vorgesehen ist." 

§ 44 

Rechtsverordnungen 

Die Rechtsverordnungen nach § 2 Abs. 3 und 
Abs. 5 Satz 4, § 15 Satz 2 und § 8 dieses Gesetzes 
in Verbindung mit § 34 Abs. 3 und 4 des Kinder- 
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geldgesetzes bedürfen nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. 


§ 45 


Vollohn (brutto) 
nach § 121 Abs. 1 
Satz 1 in der 
Doppelwoche 


Kurzarbeitergeld in Vomhundert- 
sätzen des Unterschiedsbetrages nach 
§ 121 Abs. 1 in Leistungsgruppe 


Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 

von bis 

DM 

I 

II 

III 

IV 

des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 

160,00—163,99 

50 

62 

75 

78 

Verordnungen, 

die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 

164,00—167,99 

50 

62 

74 

78 

sen werden, gelten im 

Land Berlin 

nach 

§ 14 des 

168,00—171,99 

50 

61 

73 

77 

Dritten Uberleitungsgesetzes. 



172,00—175,99 

49 

61 

72 

77 






176,00—179,99 

49 

61 

72 

77 



§ 46 



180,00—183,99 

49 

60 

71 

77 





184,00—187,99 

49 

60 

70 

77 


Inkrafttreten 



188,00—191,99 

49 

59 

70 

77 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme von § 41 

192,00—195,99 

49 

59 

69 

76 

am Tage nach seiner Verkündung in 

Kraft. 

196,00—199,99 

49 

58 

69 

75 

(2) § 41 tritt mit Beginn des vierten Monats, der 
auf die Verkündung folgt, in Kraft. 

200.00— 203,99 

204.00— 207,99 

208.00— 211,99 

49 

48 

48 

58 

58 

58 

68 

68 

67 

75 

74 

74 






212,00—215,99 

48 

57 

67 

73 

Anlage zu § 41 

Abs. 1 

Nr. 3 



216,00—219,99 

48 

57 

66 

72 

„Anlage zu § 121 Abs. 

2 



220,00—223,99 

48 

57 

66 

72 

(Kurzarbeitergeld) 




224.00— 227,99 

228.00— 231 ,99 

48 

48 

56 

56 

65 

65 

71 

71 






232,00—235,99 

47 

56 

64 

70 

70 

69 

Vollohn (brutto) 
nach § 121 Abs. 1 
Satz 1 in der 
Doppelwoche 

Kurzarbeitergeld in Vomhundert- 
sätzen des Unterschiedsbetrages nach 

236.00— 239,99 

240.00— 243,99 

47 

47 

56 

55 

64 

64 

§ 121 

Abs. 1 in Leistungsgruppe 

244,00—247,99 

47 

55 

63 

66 

— - 


1 



248,00—251,99 

47 

55 

63 

68 

von bis 

I 

i II 

III 

IV 

252,00—255,99 

47 

55 

63 

68 

DM 


256,00—259,99 

47 

55 

62 

67 






260,00—263,99 

47 

54 

62 

67 

32,00— 35,99 

85 

90 

90 

90 

264,00—267,99 

47 

54 

62 

67 

36,00— 39,99 

83 

90 

90 

90 

268,00—271,99 

47 

54 

62 

67 

40,00— 43,99 

77 

90 

90 

90 

272,00—275,99 

47 

54 

61 

66 

44,00— 47,99 

76 

90 

90 

90 

276,00—279,99 

46 

53 

61 

65 

48,00— 51,99 

74 

90 

90 

90 

280,00—283,99 

46 

53 

60 

65 

52,00— 55,99 

72 

89 

89 

89 

284,00—287,99 

46 

53 

60 

65 

56,00— 59,99 

71 

89 

89 

89 

288,00—291,99 

46 

53 

60 

64 

60,00— 63,99 

69 

89 

89 

89 

292,00—295,99 

46 

53 

60 

64 

64,00— 67,99 

67 

89 

89 

89 

296,00—299,99 

46 

52 

59 

64 

68,00— 71,99 

66 

89 

89 

89 

300,00—303,99 

46 

52 

59 

63 

72,00— 75,99 

64 

89 

89 

89 

304,00—307,99 

46 

52 

59 

63 

76,00— 79,99 

63 

88 

89 

89 

308,00—311,99 

46 

52 

58 

63 

80,00— 83,99 

61 

86 

89 

89 

312,00—315,99 

46 

52 

58 

62 

84,00— 87,99 

59 

83 

89 

89 

316,00—319,99 

46 

52 

58 

62 

88,00— 91,99 

57 

80 

89 

89 

320,00—323,99 

46 

52 

58 

62 

92,00— 95,99 

56 

78 

88 

89 

324,00—327,99 

46 

52 

58 

62 

96,00— 99,99 

56 

76 

87 

88 

328,00—331,99 

46 

51 

57 

61 

100,00—103,99 

54 

74 

85 

85 

332,00—335,99 

45 

51 

57 

61 

104,00—107,99 

53 

72 

83 

83 

336,00—339,99 

45 

51 

57 

61 

108,00—111,99 

53 

71 

80 

80 

340,00—343,99 

45 

51 

56 

60 

112,00—115,99 

52 

70 

79 

79 

344,00—347,99 

45 

51 

56 

60 

116,00—119,99 

52 

69 

78 

78 

348,00—351 ,99 

45 

50 

56 

60 

120,00—123,99 

52 

68 

78 

78 

352,00—355,99 

45 

50 

55 

59 

124,00—127,99 

52 

67 

78 

78 

356,00—359,99 

44 

49 

55 

59 

128,00—131,99 

52 

67 

78 

78 

360,00—363,99 

44 

49 

54 

58 

132,00—135,99 

52 

66 

78 

78 

364,00—367,99 

43 

48 

54 

57 

136,00—139,99 

51 

65 

78 

78 

368,00—371,99 

43 

48 

54 

57 

140,00—143,99 

51 

65 

78 

78 

372,00—375,99 

42 

47 

53 

56 

144,00—147,99 

51 

64 

78 

78 

376,00—379,99 

42 

47 

52 

56 

148,00—151,99 

51 

64 

77 

78 

380,00—383,99 

41 

46 

52 

55 

152,00—155,99 

50 

63 

76 

78 

384,00—387,99 

41 

46 

51 

54 

156,00—159,99 

50 

63 

75 

78 

388,00 und mehr 

40 

45 

50 

54- 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die Kindergeldgesetzgebung der Bundesrepublik ist 
mit dem Kindergeldgesetz (KGG) vom 13. November 
1954, das nur für die Erwerbstätigen in der privaten 
Wirtschaft gilt, eingeleitet worden. Durch das Kin- 
dergeldanpassungsgesetz (KGAG) vom 7. Januar 
1955 und das Kindergeldergänzungsgesetz (KGEG) 
vom 23. Dezember 1955 sind die restlichen Perso- 
nenkreise erfaßt worden, soweit nicht für sie bereits 
andere Bestimmungen dem Kindergeld vergleich- 
bare Leistungen vorsehen. Die Kindergeldgesetz- 
gebung beruht, wie in der Begründung der letzten 
Kindergeldnovelle (BT-Drucksache 666) nochmals 
dargelegt wird, auf dem Gedanken, daß in erster 
Linie angestrebt werden soll, den einzelnen in die 
Lage zu versetzen, seine Familie aus eigenen Kräf- 
ten zu unterhalten; diesem Ziel sollen geeignete 
wirtschaftspolitische, sozialpolitische und steuer- 
politische Maßnahmen dienen. Auch bei voller An- 
erkennung dieses dem Prinzip einer größtmöglichen 
Selbstverantwortung und Eigenvorsoige entspre- 
chenden Grundsatzes muß aber die Notwendigkeit 
einer Hilfe durch die Gemeinschaft dann bejaht 
werden, wenn die Familicnlast besonders groß ist 
und die Kräfte des einzelnen übersteigt. 

Das Kindergeldgesetz geht von der Annahme aus, 
daß die Belastungsgrenze in aller Regel bei drei 
oder mehr Kindern überschritten ist und sieht des- 
halb ein Kindergeld für die dritten und weiteren 
Kinder vor. 

Der vorliegende Gesetzentwurf soll die Frage be- 
antworten, ob und unter welchen Voraussetzungen 
auch eine Gewährung von Kindergeld für zweite 
Kinder erforderlich erscheint. Ihm liegt dabei die 
Erwägung zugrunde, daß die Familienlast auch dann 
besonders groß ist, wenn der einzelne zwar nur 
zwei Kinder zu unterhalten hat, sein Einkommen 
aber eine bestimmte Grenze nicht übersteigt. Er 
sieht vor, daß Kindergeld für Zweitkinder (Zweit- 
kindergeld) zu gewähren ist, wenn das Jahresein- 
kommen im Berechnungsjahr 6600 DM nicht über- 
schritten hat, was einem Monatslohn von 550 DM 
entspricht. Soweit danach Personen mit zwei Kin- 
dern nicht in den Genuß des Zweitkindergeldes 
kommen, ist neben dem höheren Bruttoeinkommen 
mit zu berücksichtigen, daß sich bei ihnen der 
Steuerfreibetrag für das zweite Kind, der seit In- 
krafttreten des Kindergeldgesetzes im Sinne der 
genannten Zielsetzung erheblich erhöht worden ist, 
bereits als eine fühlbare Ermäßigung der Einkom- 
men- und Lohnsteuer und damit eine wirtschaftliche 
Entlastung der Zweikinderfamilie im Vergleich zu 
der Einkinderfamilie auswirkt. 

Bei der Ausgestaltung des Leistungsrechts über- 
nimmt der Entwurf die Vorschriften des geltenden 
Kindergeldrechts, soweit die Übernahme sachgerecht 
erscheint. Dagegen wird die Finanzierung anders 
geregelt. Während die Mittel für die Gewährung 
des Kindergelds für die dritten und weiteren Kinder 


nach dem Kindergeldgesetz durch Beiträge der Un- 
ternehmer aufzubringen sind, sollen nach dem Ent- 
wurf die Aufwendungen für die Zweitkinder ein- 
schließlich der Verwaltungskosten vom Bund aus 
allgemeinen Haushaltsmitteln getragen werden. 

Auf organisatorischem Gebiet sieht der Entwurf, 
nachdem verschiedene andere Möglichkeiten ge- 
prüft worden sind und sich als nicht geeignet er- 
wiesen haben, als Träger der Zweitkindergeldzah- 
lung eine einzige Kindergeldkasse für das gesamte 
Bundesgebiet vor. Sie soll durch das Gesetz als 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts in enger 
Anlehnung an die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung (Bundesanstalt) 
errichtet werden. 

Soweit nicht die Organe der Kindergeldkasse zu- 
ständig sind, haben die Dienststellen der Bundes- 
anstalt das Gesetz als Auftragsangelegenheit durch- 
zuführen. Die personal- und raummäßigen Voraus- 
setzungen dafür liegen bei den Dienststellen der 
Bundesanstalt im Hinblick auf ihre Entlastung durch 
die erreichte Vollbeschäftigung vor oder können 
kurzfristig geschaffen werden. Die Arbeitsämter, die 
insoweit die Bezeichnung „Außenstelle der Kinder- 
geldkasse'' führen, sollen die Anträge entgegen- 
nehmen und prüfen, über die Anträge entscheiden 
und die Fortdauer der Anspruchsvoraussetzungen 
überwachen. Die Gestaltung des Auszahlungsver- 
fahrens soll der Kindergeldkasse überlassen blei- 
ben. Gedacht ist dabei daran, daß die Auszahlung 
von einer zentralen Stelle aus, unter Verwendung 
arbeits- und kostensparender Büromaschinen, durch 
Postbarscheck oder durch Überweisung auf ein 
Konto des Berechtigten erfolgt. Das Personal 
der Bundesanstalt, das bisher schon an die 
Bezieher von Arbeitslosengeld und Unterstüt- 
zung aus der Arbeitslosenhilfe Kindergeld nach 
dem Kindergeldanpassungsgesetz und Familien- 
zuschläge nach dem Gesetz über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) aus- 
gezahlt hat, ist mit den einschlägigen Fragen zum 
Teil bereits vertraut. Die mit der Zweitkindergeld- 
zahlung verbundene Verwaltungsarbeit läßt sich 
ohne Schwierigkeit an die besonderen Gegebenhei- 
ten bei den Arbeitsämtern anpassen. Insbesondere 
kann die periodische Überprüfung der Anspruchs- 
voraussetzungen weitgehend in die Sommermonate 
verlegt werden, in denen der Arbeitsanfall auf dem 
Gebiet der Arbeitslosenversicherung und der Ar- 
beitslosenhilfe erfahrungsgemäß geringer als in den 
Wintermonaten ist. Der Entwurf sucht den Verwal- 
tungsaufwand, der durch die Prüfung der Einkom- 
mensverhältnisse bei der Gewährung von Zweit- 
kindergeld entsteht, dadurch auf ein möglichst ge- 
ringes Maß zu beschränken, daß er sich bei dem 
Einkommensbegriff eng an die Vorschriften des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) anlehnt; die vor- 
handenen Unterlagen für die Lohn- und Einkom- 
mensteuer können daher verwendet werden. Im 
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übrigen verfügen die Arbeitsämter auf Grund der 
Vorschriften über die Arbeitslosenhilfe auch bereits 
über gewisse Erfahrungen auf dem Gebiet der Über- 
prüfung von Einkommensverhältnissen. 

Da eine Vereinheitlichung der Kindergeldgesetzge- 
bung geboten ist, wird die Kindergeldkasse nach 
einer kurzen Übergangsperiode auch die Aufgabe 
übernehmen müssen, das Kindergeld für dritte und 
weitere Kinder zu gewähren. Die hiermit zusam- 
menhängenden Fragen, insbesondere die Regelung 
der Auihringung der Mittel nach Übernahme der 
Kindergeldleistungen für die dritten und weiteren 
Kinder durch die Kindergeldkasse, bedürfen jedoch 
noch eingehender Prüfung, die bis zum Ablauf der 
gegenwärtigen Legislaturperiode nicht mehr abge- 
schlossen werden kann. Der Entwurf behält deshalb 
die Übertragung der Kindergeldgewährung für 
dritte und weitere Kinder von den derzeitigen Trä- 
gern der Kindergeldzahlung auf die Kindergeld- 
kasse einem besonderen Gesetz vor. 


B. Besonderer Teil 

Zum Ersten Abschnitt 

(Berechtigung, Leistungen) 

Zu § 1 (Anspruchsvoraussetzungen) 

§ 1 regelt die Anspruchsvoraussetzungen für das 
als Zweitkindergeld bezeichnete Kindergeld für 
zweite Kinder; die dabei verwendeten Begriffe 
„Jahreseinkommen" und „Berechnungsjahr" werden 
in § 2 bestimmt. Einschränkungen der Anspruchs- 
berechtigung enthalten die Ausnahmevorschriften 
der §§ 3 und 8 des Entwurfs in Verbindung mit 
§ 3 Abs. 1 und § 34 KGG. Aus der entsprechenden 
Anwendung von § 34 KGG ergibt sich insbesondere, 
daß grundsätzlich nur den Personen Anspruch auf 
Zweitkindergeld zusteht, die in der Bundesrepublik 
oder im Land Berlin einen Wohnsitz oder ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt haben. 

Während das Kindergeld für dritte und weitere 
Kinder unabhängig von der Höhe des Einkommens 
des Berechtigten gewährt wird, soll Anspruch auf 
Zweitkindergeld nur bestehen, wenn das Einkom- 
men der Eltern im Berechnungsjahr 6600 DM nicht 
überschritten hat. Wegen der Gesichtspunkte, die 
für diese Anspruchsvoraussetzung maßgebend wa- 
ren, wird auf die Ausführungen im Allgemeinen 
Teil verwiesen. Das Jahreseinkommen ist nach dem 
Entwurf — von besonderen Ausnahmen abgesehen 
— für ein zurückliegendes Berechnungsjahr zu er- 
mitteln, das in § 2 Abs. 4 näher bestimmt wird. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 über die Zusammen- 
rechnung der Einkommen beider Eltern geht von dem 
Regelfall aus, daß die Kinder in dem gemeinsamen 
Haushalt der Eltern aufwachsen und von beiden 
Eltern unterhalten werden. Die Frage, ob bei Ein- 
zelpersonen mit zwei oder mehr Kindern eine nied- 
rigere Einkommensgrenze als bei Ehegatten fest- 
gesetzt werden sollte, ist geprüft worden. Eine 
solche Differenzierung erscheint jedoch im Hinblick 
auf die schwierige Lage, in der sich nach den 


Lebenserfahrungen alleinstehende Personen mit 
zwei Kindern auch dann befinden, wenn sie über 
das gleiche Einkommen wie Ehegatten mit zwei 
Kindern verfügen, nicht gerechtfertigt. 

Zu § 2 (Jahreseinkommen, Berechnungsjahr) 

§ 2 enthält Vorschriften über die Berechnung des 
nach § 1 bei der Gewährung von Zweitkindergeld 
maßgebenden Einkommens. Der für § 1 maßgebende 
Einkommensbetrag wird als Jahreseinkommen be- 
zeichnet; das Jahr, das dabei der Berechnung zu- 
grunde zu legen ist, heißt Berechnungsjahr. Der 
Begriff des Berechnungsjahres kann nicht entbehrt 
werden, da nicht für alle Fälle von dem Einkommen 
des gleichen (letzten oder vorletzten) Jahres aus- 
gegangen werden kann, sondern aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung und der Billigkeit ge- 
wisse Ausnahmen vorgesehen werden müssen. Für 
den Begriff des Jahreseinkommens wird weitgehend 
auf die Begriffe des Einkommen-(Lohn-)steuerrechts 
zurückgegriffen. Dadurch werden die Voraussetzun- 
gen dafür geschaffen, daß der Nachweis des Jah- 
reseinkommens unter Verwendung von Unterlagen 
geführt werden kann, die bereits für die Einkom- 
mensteuer (Lohnsteuer) vorhanden sind. 

Absatz 1 

Bei Arbeitnehmern, die nicht nach § 46 EStG zu 
veranlagen sind, ist nach dem Entwurf das Jahres- 
einkommen der Betrag, nach dem sich auf Grund 
von § 39 Abs. 1 Satz 1 EStG die Jahreslohnsteuer 
bemißt. Das ist der Bruttoarbeitslohn, den der Ar- 
beitnehmer in dem betreffenden Kalenderjahr be- 
zogen hat. Dieser Bruttojahresarbeitslohn soll nach 
dem Entwurf um die gleichen Beträge gekürzt wer- 
den, die nach § 40 EStG bei der Berechnung der 
Lohnsteuer abzuziehen und auf der Lohnsteuerkarte 
einzutragen sind. Zu den wichtigsten Beträgen ge- 
hören dabei neben den außergewöhnlichen Bela- 
stungen die Werbungskosten und die Sonderaus- 
gaben, soweit sie den jährlichen Pauschbetrag von 
564 DM bzw. 636 DM, die bei Arbeitnehmern ohne 
Nachweis berücksichtigt werden (§ 9 a Ziff. 1 und 
§ 10 c Ziff. 1 EStG), übersteigen. Der Jahresarbeits- 
lohn wird ferner um den Weihnachts-Freibetrag ge- 
kürzt, der nach § 3 Ziff. 17 EStG in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuerge- 
setzes vom 27. Dezember 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1077) ebenfalls bei der Berechnung der Lohn- 
steuer abgezogen wird. 

Andererseits muß der Jahresarbeitslohn um den auf 
der Lohnsteuerkarte eingetragenen Jahreshinzu- 
rechnungsbetrag erhöht werden; diesem entspricht 
nämlich nach § 17 a der Lohnsteuer-Durchführungs- 
verordnung 1959 entweder auf der zweiten Lohn- 
steuerkarte des Arbeitnehmers oder der Lohnsteuer- 
karte seines Ehegatten ein steuerfreier Betrag glei- 
cher Höhe. 

Die enge Anlehnung an die lohnsteuerrechtlichen 
Begriffe ermöglicht es den Arbeitgebern, die nach 
§ 23 Abs. 4 vorgeschriebene Bescheinigung über das 
Jahreseinkommen nach den von ihnen geführten 
Lohnkonten auszustellen. Da nach § 1 — wie dort 
erläutert wird — die Jahreseinkommen der Ehe- 
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gatten zusammengerechnet werden, bei Beschäfti- 
gung beider Ehegatten als Arbeitnehmer aber er- 
höhte Aufwendungen in der Regel unvermeidlich 
sind, sieht der Entwurf in solchen Fällen eine Kür- 
zung des zusammengerechneten Jahresarbeitsloh- 
nes beider Ehegatten um einen Betrag in Höhe des 
Pauschbetrages für Werbungskosten und Sonder- 
ausgaben der Arbeitnehmer (§ 9 a Ziff. 1 und § 10 c 
Ziff. 1 EStG) vor, 

Absatz 2 

Absatz 2 regelt die Ermittlung des Jahreseinkom- 
mens bei Personen, die nicht unter Absatz 1 fallen. 
Zu diesen gehören insbesondere die Selbständigen, 
die auf Grund von Einkünften aus Land- und Forst- 
wirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbständiger Ar- 
beit zur Einkommensteuer veranlagt werden. Bei 
der Einkommensteuerveranlagung fehlt es an einer 
dem Bruttolohn der Arbeitnehmer entsprechenden 
Größe. Der Entwurf geht hier von dem zu versteu- 
ernden Einkommensbetrag im Sinne von § 32 
Abs. 1 EStG, der dem Einkommensteuerbescheid 
entnommen werden kann, aus. Um zu einer dem 
Jahreseinkommen der Arbeitnehmer vergleichbaren 
Größe zu kommen, sind daher Hinzurechnungen zu 
dem zu versteuernden Einkommensbetrag erforder- 
lich. Hinzuzurechnen sind zunächst die Kinderfrei- 
beträge nach § 32 Abs. 2 Ziff. 4 EStG, die nach § 32 
Abs. 1 EStG zwar bei dem zu versteuernden Ein- 
kommensbetrag, nicht aber bei dem für Arbeitneh- 
mer nach Absatz 1 maßgebenden Jahresarbeitslohn 
zuvor abgesetzt sind. Das gleiche gilt für den Son- 
derfreibetrag nach § 32 Abs. 3 Ziff. 1 EStG. Weiter 
muß berücksichtigt werden, daß bei den Arbeit- 
nehmern die Werbungskosten und Sonderausgaben 
von dem Jahresarbeitslohn nur abgezogen und auf 
der Lohnsteuerkarte eingetragen werden, soweit 
sie die oben genannten Pauschbeträge von 564 DM 
und 636 DM, zusammen 1200 DM, im Jahr über- 
schreiten, während der zu versteuernde Einkom- 
mensbetrag bei den Beziehern von Einkünften aus 
Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und 
selbständiger Arbeit ein Betrag ist, der sich nach Be- 
rücksichtigung der Betriebsausgaben, die einen ähn- 
lichen Charakter wie die Werbungskosten haben, 
sowie sämtlicher Sonderausgaben ergibt. Im Hin- 
blick auf die notwendige Gleichbehandlung bei der 
Gewährung des Zweitkindergeldes ist es daher er- 
forderlich, bei der Ermittlung des Jahreseinkom- 
mens der Selbständigen den zu versteuernden Ein- 
kommensbetrag um einen Angleichungsbetrag zu 
erhöhen. Ein Betrag in Höhe der genannten Pausch- 
beträge für Werbungskosten und Sonderausgaben 
erscheint dabei angemessen. Die Einkünfte der Kin- 
der sollen nach dem Entwurf, auch soweit diese mit 
den Eltern zusammen veranlagt werden, außer Be- 
tracht bleiben. 

Absatz 3 

Grundsätzlich sollen Einkünfte, die steuerfrei sind, 
bei der Ermittlung des Jahreseinkommens nicht be- 
rücksichtigt werden. Absatz 3 gibt jedoch die Mög- 
lichkeit, durch Rechtsverordnung das Jahreseinkom- 
men um gewisse Einkünfte zu erhöhen, die im Ein- 
kommensteuerrecht aus besonderen Gründen — 


z. B. nach völkerrechtlichen Grundsätzen oder zwi- 
schenstaatlichen Vereinbarungen — steuerfrei blei- 
ben. 

Absatz 4 

Wenn nach Absatz 4 Satz 1 das letzte Kalenderjahr 
erst für die zweite Hälfte des laufenden Kalender- 
jahres Berechnungsjahr sein soll, während für die 
erste Hälfte das vorletzte Kalenderjahr für maß- 
gebend erklärt wird, so beruht dies auf folgenden 
Erwägungen: 

Einmal setzen die Vorschriften des Absatzes 1 bei 
Arbeitnehmern die Durchführung des Lohnsteuer- 
jahresausgleichs voraus. Dieser kann aber noch bis 
zum 30. April des folgenden Jahres beantragt wer- 
den (§ 4 Abs. 5 der Verordnung über den Lohn- 
steuer-Jahresausgleich vom 19. Dezember 1959 

— Bundesgesetzbl. I S. 772 — ). Ferner erscheint es 

— wie oben im Allgemeinen Teil ausgeführt — aus 
verwaltungsmäßigen Gesichtspunkten notwendig, 
die periodische Überprüfung der Anspruchsvoraus- 
setzungen, bei der den Einkommensverhältnissen 
eine besondere Bedeutung zukommt, in die Som- 
mermonate zu verlegen. Ein bei dieser jährlichen 
Prüfung als berechtigt anerkannter Anspruch auf 
Zweitkindergeld soll durch eine spätere Verbesse- 
rung der Einkommensverhältnisse bis zum 30. Juni 
des folgenden Jahres nicht berührt werden, so daß 
sich bis dahin weitere Überprüfungen des Einkom- 
mens erübrigen. Wird ein zweites Kind im Laufe 
des ersten Halbjahres geboren, so soll der Berech- 
tigte nach Satz 2 verlangen können, daß ausnahms- 
weise das letzte Kalenderjahr auch als Berechnungs- 
jahr für die ersten 6 Monate zugrunde gelegt wird, 
weil vielfach die Unterlagen für den Nachweis der 
Einkommensverhältnisse dieses Jahres leichter zu 
beschaffen sein werden. Da bei den Selbständigen, 
die zur Einkommensteuer veranlagt werden, der 
Einkommensteuerbescheid das am besten geeignete 
Mittel zum Nachweis des Jahreseinkommens ist 
(vgl. auch § 23 Abs. 1), sieht Satz 3 vor, daß bei 
ihnen, wenn für das nach Satz 1 maßgebende Be- 
rechnungsjahr eine Veranlagung zur Einkommen- 
steuer noch nicht, wohl aber für ein früheres Jahr 
durchgeführt ist, dieses als Berechnungsjahr gilt. 

Absatz 5 

Wegen der Schwierigkeiten der Berücksichtigung 
von Einkünften, die außerhalb des Geltungsbereichs 
des Gesetzes erzielt worden sind, erscheint für den 
wichtigsten Fall der Beschäftigung von Arbeitneh- 
mern, die vorher im Ausland erwerbstätig waren, 
eine Sonderregelung geboten. Hier soll Berech- 
nungsjahr das laufende Kalenderjahr sein. Als 
Jahresarbeitslohn gelten dann 90 vom Hundert des 
Betrages, der sich aus einer entsprechenden Verviel- 
fachung des im ersten Lohnabrechnungszeitraum des 
Jahres erzielten Arbeitsverdienstes ergibt. Satz 3 
gibt dabei die Möglichkeit, einem späteren Rück- 
gang des Arbeitsverdienstes Rechnung zu tragen. 

Absatz 6 

Die Vorschrift ist § 149 Abs. 5 AVAVG nachgebildet 
worden. 
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Zu § 3 (Ausnahmen) 

Die Vorschrift schließt den Anspruch auf Zweit- 
kindergeld für Kinder von Personen aus, die auf 
Grund anderer Vorschriften dem Zweitkindergeld 
vergleichbare Leistungen erhalten. Sie entspricht 
dem Prinzip der Vermeidung von Doppelleistungen, 
das schon in der jetzigen Kindergeldgesetzgebiing 
gilt. Die unterschiedlichen Ausschlußvorschriften des 
Kindergeldgesetzes und des Kindergeldergänzungs- 
gesetzes mußten dabei vereinheitlicht und verein- 
facht werden. Die derzeitigen komplizierten Vor- 
schriften haben dort zu erheblichen Verzögerungen 
in der Auszahlung des Kindergeldes und zu sonsti- 
gen ernsten Schwierigkeiten geführt, wo nach § 3 
Abs. 1 Nr. 3 in Verbindung mit § 7 Abs. 7 KGEG 
Kindergeld an nichterwerbstätige Personen zu La- 
sten des Bundes gewährt wird und deshalb nach 
den strengen Grundsätzen des Bundeshaushalts- 
rechts Rechenschaft abgelegt werden muß. Der Ent- 
wurf lehnt sich — vorbehaltlich der noch zu behan- 
delnden Änderungen — an die Ausschlußvorschrift 
von § 3 Abs. 2 KGG an. 

Absatz 1 

Die Vorschrift schließt den Bereich des öffentlichen 
Dienstes von der Gewährung von Zweitkindergeld 
aus. Sie tritt an die Stelle des § 3 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 
KGG, sieht aber aus den genannten Gründen Ver- 
einfachungen vor. Nummer 1 entspricht § 3 Abs. 2 
Nr. 1 KGG, bezieht jedoch die in einem Öffentlich- 
rechtlichen Amtsverhältnis stehenden Personen ein, 
die nach den einschlägigen Gesetzen keinen Beam- 
tenstatus haben. Nummer 2 entspricht § 3 Abs. 2 
Nr. 2 KGG. Während aber die Ausschlußvorschrift 
des Kindcrgeldgesetzes für Teilbeschäftigte und für 
Arbeitnehmer, auf die die tariflichen Bestimmungen 
des Bundes oder der Länder über Kinderzuschläge 
oder entsprechende Regelungen keine Anwendung 
finden, nicht gilt, sollen von der Gewährung von 
Zweitkindergeld grundsätzlich alle Arbeitnehmer 
des Öffentlichen Dienstes ausgeschlossen werden. 
Die genannten Einschränkungen der Ausschlußvor- 
schrift des Kindergeldgesetzes haben sich nicht be- 
währt und zu erheblichen Verzögerungen der Kin- 
dergeldgewährung und zu Doppelleistungen ge- 
führt. Durch § 4 ist gewährleistet, daß diese Perso- 
nen keine finanziellen Nachteile erleiden. 

Nummer 3 stimmt im wesentlichen mit § 3 Abs. 2 
Nr. 3 KGG überein. 

Absatz 2 

Die Vorschrift erstreckt im Interesse einer einheit- 
lichen Anwendung des Kindergeldrechts die von 
den Familienausgleichskassen nach § 3 Abs. 4 KGG 
ausgesprochenen Gleichstellungen von Verwaltun- 
gen, die dem öffentlichen Dienst nahestehen, auch 
auf die Gewährung des Zweitkindergeldes. 

Absatz 3 

Die Vorschrift schließt weitere Personengruppen 
durch Verweisung auf die entsprechenden Bestim- 
mungen des Kindergeldgesetzes und des Kinder- 


geldergänzungsgesetzes von der Gewährung von 
Zweitkindergeld aus. Es handelt sich um Kinder 

von Empfängern von Übergangsbezügen nach dem 
Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen (§ 3 Abs. 2 Nr. 5 KGG) und von Arbeit- 
nehmern bestimmter karitativer Einrichtungen 
(§ 3 Abs. 2 Nr. 6 Buchstabe a KGG), wenn diese 
Personen Leistungen in Höhe des Kindergeldes 
erhalten, 

von Empfängern von Kinderzulagen aus der ge- 
setzlichen Unfallversicherung oder von Kinder- 
zuschüssen aus den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen (§ 3 Abs. 2 Nr. 7 KGG), 

von Wehrpflichtigen unter näher bezeichneten 
Voraussetzungen (§ 3 Abs. 2 Nr. 8 KGG) und 

von Personen, die ihr Einkommen ganz oder über- 
wiegend aus einer Erwerbstätigkeit außerhalb 
der Bundesrepublik beziehen (§ 2 Abs. 3 KGEG). 

Der Verzicht auf die Übernahme des § 3 Abs. 2 
Nr. 4 (Vollwaisen) und Nummer 6 Buchstabe b KGG 
(Arbeitnehmer von karitativen Einrichtungen, die 
Regelungen anwenden, die den tariflichen Bestim- 
mungen des Bundes oder der Länder über Kinder- 
zuschläge entsprechen) liegt im Sinne der Verein- 
fachung der Ausschlußvorschrift. Eine dem § 3 Abs. 2 
Nr. 9 KGG entsprechende Vorschrift erscheint we- 
gen der Übernahme des § 2 Abs. 3 KGEG entbehr- 
lich. 

Zu § 4 (Ersatzleistungen im öffentlichen Dienst) 

Die Vorschrift folgt aus dem in § 3 Abs. 1 vorgese- 
henen Ausschluß des öffentlichen Dienstes von der 
Gewährung von Zweitkindergeld. Sie will gewähr- 
leisten, daß Arbeitnehmer, die nach den für sie 
geltenden Bestimmungen keine oder nicht die vollen 
Kinderzuschläge des öffentlichen Dienstes oder die- 
sen mindestens entsprechende Leistungen beanspru- 
chen können, durch den Ausschluß nicht benach- 
teiligt werden. 

Absatz 1 gilt für Arbeitnehmer des öffentlichen 
Dienstes, deren Arbeitgeber weder die für Beamte 
geltenden besoldungsrechtlichen Vorschriften über 
Kinderzuschläge noch entsprechende Regelungen 
anwenden. Absatz 2 gilt für teilbeschäftigte Arbeit- 
nehmer (vgl. auch § 3 Abs. 1 Nr. 2 KGG) und für 
eine bestimmte Zeitdauer hinaus arbeitsunfähige 
Arbeitnehmer (vgl. § 3 Abs. 3 Satz 1 KGG), die nach 
den für sie geltenden besoldungsrechtlichen Vor- 
schriften über Kinderzuschläge oder diesen entspre- 
chenden Regelungen gemäß ihrer Teilbeschäftigung 
nur anteilige Kinderzuschläge bzw. überhaupt keine 
Kinderzuschläge erhalten. Der Entwurf räumt allen 
diesen Arbeitnehmern einen Anspruch gegen ihren 
Arbeitgeber auf Leistungen mindestens in Höhe des 
Zweitkindergeldes ein. 

Zu § 5 (Höhe des Zweitkindergeldes) 

Für das Zweitkindergeld ist ein Betrag von 25 DM 
monatlich vorgesehen, während das Kindergeld 
nach dem Kindergeldgesetz für die dritten und wei- 
teren Kinder 40 DM monatlich beträgt. Daß das Kin- 
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dergeld für die dritten und weiteren Kinder höher 
ist als das Kindergeld für die zweiten Kinder, er- 
scheint gerechtfertigt, weil mit steigender Kinder- 
zahl die Möglichkeit der Eigenhilfe der Familie ge- 
ringer wird und deshalb eine Hilfe durch .die Ge- 
meinschaft in größerem Ausmaß geboten ist. 

Zu § 6 (Ausgleichskindergeld) 

Das Ausgleichskindergeld, das Zweitkindergeld im 
Sinne des Gesetzes ist, soll verhindern, daß bei 
einer geringfügigen Überschreitung der Einkom- 
mensgrenze des § 1 der volle Anspruch auf Zweit- 
kindergeld entfällt und sich dadurch unter Umstän- 
den die wirtschaftliche Lage der Familie nicht un- 
erheblich verschlechtert. An sich bedeutet die vor- 
gesehene Regelung, daß die Jahreseinkommens- 
grenze des § 1 um 200 DM auf 6800 DM erhöht wird 
und sich in der Ubergangszone zwischen 6600 DM 
und 6800 DM Jahreseinkommen das Zweitkinder- 
geld auf die Hälfte des in § 5 festgelegten Satzes 
von 25 DM ermäßigt. 

Zu § 7 (Beginn und Ende des Anspruchs) 

Absatz 1 lehnt sich an § 4 Abs. 2 KGAG an. 

Zur Vermeidung von Härten soll nach Absatz 2 die 
rückwirkende Gewährung von Zweitkindergeld für 
die Zeit vor der Antragstellung günstiger geregelt 
werden als nach § 4 Abs. 2 Satz 1 KGG. Absatz 2 
zweiter Halbsatz entspricht § 4 Abs. 2 Satz 2 KGG. 

Absatz 3 übernimmt im Hinblick auf die im Kinder- 
geldgesetz nicht vorgesehene, in § 26 Abs. 1 aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung jedoch zu- 
gelassene Vorauszahlung des Kindergeldes die Re- 
gelung des § 20 Abs. 1 Satz 2 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes. 

Zu § 8 (Anwendung von Vorschriften des Kinder- 
geldgesetzes, des Kindergeldanpassungs- 
gesetzes und des Kindergeldergänzungsge- 
setzes) 

Um die Einheitlichkeit der Kindergeldgesetzgebung 
zu gewährleisten, paßt der Entwurf die Vorschriften 
für die Gewährung des Zweitkindergeldes soweit 
wie möglich dem geltenden Kindergeldrecht an. 

Die Vorschrift übernimmt durch Verweisung auf die 
entsprechenden Bestimmungen des Kindergeldgeset- 
zes, des Kindergeldanpassungsgesetzes und des Kin- 
dergeldergänzungsgesetzes 

den Kinderbegriff (§ 2 Abs. 1 KGG), 

die Rangfolgevorschriften (§ 3 Abs. 1 KGG), 

die Vorschriften über die Übertragbarkeit des 
Kindergeldes (§ 8 KGG), 

die Ausschlußvorschriften für Personen und Kin- 
der mit Auslandswohnsitz (§ 34 KGG), 

die Verjährungsvorschriften (§ 35 Abs. 1 Satz 1 
KGG), 

die Vorschriften über die steuerliche und sozial- 
versicherungsrechtliche Behandlung von Kin- 
dergeld (§ 36 Abs. 1 Satz 1 KGG) und über Ge- 
bührenfreiheit (§ 36 Abs. 3 KGG), 
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die Vorschriften über die steuerliche und sozial- 
versicherungsrechtliche Behandlung bestimmter 
anderer Leistungen für Kinder (§ 11 KGAG) und 

über die vorläufige Gewährung von Kindergeld 
(§ 4 Abs. 1 KGEG). 


Zum Zweiten Abschnitt 
(Organisation und Haushalt) 

Zu § 9 (Kindergeldkasse) 

Als Träger der Zahlung des Zweitkindergeldes wird 
durch Absatz 1 die „Kindergeldkasse" errichtet, die, 
wie sich aus Absatz 2 und den folgenden Para- 
graphen ergibt, organisatorisch eng an die Bundes- 
anstalt angelehnt werden soll. Während die Fami- 
lienausgleichskassen nach § 15 Abs. 2 KGG Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts sind, bezeichnet der 
Entwurf die Rechtsnatur der Kindergeldkasse als 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts. Dafür 
war die Überlegung maßgebend, daß ein fest um- 
grenzter Personenkreis fehlt, der in der Kindergeld- 
kasse seinen körperschaftlichen Zusammenschluß fin- 
det. Im übrigen wird auch die Bundesanstalt trotz 
ihrer Bezeichnung als Körperschaft in § 2 Abs. 1 
AVAVG in der Rechtslehre vielfach als Anstalt an- 
gesehen. 

Zu Absatz 3 wird auf die Ausführungen im Allge- 
meinen Teil verwiesen. 

Zu § 10 (Organe) 

Absätze 1 bis 4 

Die Kindergeldkasse soll als Organe einen Vorstand 
und einen Verwaltungsrat erhalten. Absatz 2 sieht 
eine weitgehende Identität der Organe der Kinder- 
geldkasse mit Vorstand und Verwaltungsrat der 
Bundesanstalt vor. Die entsprechende Regelung des 
Kindergeldgesetzes, nach der Vorstand und Ver- 
treterversammlung der Berufsgenossenschaften zu- 
gleich Organe der Familienausgleichskassen sind, 
hat die reibungslose Zusammenarbeit der beiden 
Körperschaften gewährleistet. Um jedoch den fami- 
lienpolitischen Belangen bei der Willensbildung der 
Organe Rechnung zu tragen, soll nach Absatz 3 der 
Verwaltungsrat um drei weitere Mitglieder ergänzt 
werden, die auf Vorschlag des Bundesministers für 
Familien- und Jugendfragen berufen werden sollen. 
Da im Verwaltungsrat der Bundesanstalt die Selb- 
ständigen ohne fremde Arbeitskräfte als solche nicht 
vertreten sind, sollen dabei auch die selbständigen 
Landwirte ohne fremde Arbeitskräfte und die Ange- 
hörigen der freien Berufe berücksichtigt werden. 

Absatz 5 

Die Vorschrift gewährleistet, daß die Amtszeit der 
nach Absatz 3 berufenen drei weiteren Mitglieder 
gleichzeitig mit der der übrigen Mitglieder des Ver- 
waltungsrates endet. 
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Absatz 6 

Die Übernahme der Mitglieder der Organe der 
Bundesanstalt in die Organe der Kindergeldkasse 
empfiehlt es, für die Rechte und Pflichten, Verfah- 
ren und Abberufung der Organe, die Voraussetzun- 
gen der Berufung, Rechtsstellung, Stellvertretung 
und Abberufung der Organmitglieder sowie das 
Verbot, diese in der Übernahme oder Ausübung 
ihres Amtes zu beeinträchtigen, die gleichen Rege- 
lungen zu treffen, die für die Organe der Bundes- 
anstalt gelten. Dies konnte im Wege der Verwei- 
sung auf die entsprechenden Vorschriften des 
AVAVG geschehen. 

Zu § 11 (Ständiger Ausschuß des Verwaltungsrates) 

Die Besonderheiten des Kindergeldrechts lassen es 
als zweckmäßig erscheinen, daß die Entscheidungen 
des Verwaltungsrates in einem kleinen Ständigen 
Ausschuß vorbereitet werden. Da der Spielraum, den 
der Entwurf für die Entscheidungen der Selbstver- 
waltung läßt, begrenzt ist, empfiehlt es sich, die 
Möglichkeit vorzusehen, daß dem Ausschuß für die 
meisten Aufgaben auch die Entscheidungsbefugnis 
übertragen werden kann. Dem Ständigen Ausschuß 
sollen sechs Mitglieder, die auch Mitglieder des 
Verwaltungsrates der Bundesanstalt sind, sowie die 
drei Mitglieder, die auf Vorschlag des Bundesmini- 
sters für Familien- und Jugendfragen berufen wer- 
den, angehören. 

Zu § 12 (Vorstand) 

Die Vorschrift regelt die Aufgaben des Vorstandes. 
Da die Kindergeldkasse weder über eigene Verwal- 
tungsstellen noch ein eigenes Personal verfügen 
soll, sind diese Aufgaben naturgemäß weniger zahl- 
reich als die Aufgaben des Vorstandes der Bundes- 
anstalt. Dem Vorstand steht insbesondere die ge- 
richtliche und außergerichtliche Vertretung der Kin- 
dergeldkasse zu; Absatz 1 Satz 1 und 2 stimmt in 
seinem Wortlaut mit § 5 Abs. 1 AVAVG überein. 
Nach § 23 Abs. 1 AVAVG, der nach Absatz 1 Satz 3 
entsprechend gilt, bestimmt die Satzung, inwieweit 
anstelle des Vorstandes die Leiter der Dienststellen 
der Bundesanstalt die Kindergeldkasse vertreten 
können. Nach Absatz 2 hat der Vorstand im übrigen 
den Haushaltsplan aufzustellen, den Rechnungsab- 
schluß zu prüfen und den nach § 13 vom Verwal- 
tungsrat zu billigenden Geschäftsbericht zu erstat- 
ten. Nach Absatz 3 steht ihm weiterhin die Entschei- 
dung über eine zentrale Bearbeitung der Anträge 
für bestimmte Bezirke oder Gruppen von Berechtig- 
ten nach § 25 Satz 2 zu. 

Zu § 13 (Verwaltungsrat) 

Da der Entwurf bei den Leistungen keinen Ermes- 
sensspielraum läßt, ist auch das Aufgabengebiet des 
Verwaltungsrates verhältnismäßig eng begrenzt. 
Nummern 1, 2, 3 und 4 entsprechen § 7 Abs. 1 Nr. 1, 
4 und 5 AVAVG und § 34 Abs. 2 AVAVG. Der Ver- 
waltungsrat soll auch Zeitpunkt und Art der Aus- 
zahlung des Zweitkindergeldes (Nummer 5 und Ab- 
satz 2) und nach § 31 Satz 2 Nr. 2 in allgemeiner 
Form die Stelle bestimmen, die im sozialgericht- 


lichen Verfahren den Widerspruchsbescheid zu er- 
lassen hat. 

Zu § 14 (Beauftragung der Bundesanstalt) 

Absätze 1 und 2 

Die Durchführung des Gesetzes wird, soweit nicht 
Vorstand oder Verwaltungsrat der Kindergeldkasse 
zuständig sind, der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung übertragen. 
Wenn Absatz 2 erster Halbsatz bestimmt, daß die 
Bundesanstalt die Aufgaben durch ihre Dienststel- 
len wahrnimmt, so soll damit zum Ausdruck kom- 
men, daß sich die Organe der Selbstverwaltung der 
Bundesanstalt mit der Durchführung dieses Geset- 
zes nicht zu befassen haben. Beim Vorstand und 
Verwaltungsrat der Bundesanstalt erübrigt sich eine 
Beteiligung bei der Durchführung des Gesetzes, da 
diese Organe mit den entsprechenden der Kinder- 
geldkasse weitgehend personengleich sind; auf der 
Ebene der Verwaltungsausschüsse bei den Arbeits- 
ämtern und Landesarbeitsämtern sieht der Entwurf 
Selbstverwaltungsaufgaben nicht vor. 

Die Besonderheit und die Bedeutung des Kindergeld- 
rechts lassen es angebracht erscheinen, nach außen 
erkennbar zu machen, daß die Bundesanstalt im 
Aufträge der Kindergeldkasse handelt. Absatz 2 
zweiter Halbsatz bestimmt deshalb, daß die Arbeits- 
ämter bei dem Geschäftsverkehr in Angelegenhei- 
ten des Zweitkindergeldes die Bezeichnung „Außen- 
stelle der Kindergeldkasse", die übrigen Dienststel- 
len der Bundesanstalt entsprechende Bezeichnungen 
führen. 

Absatz 3 

Nach § 18 Abs. 1 KGG ist der Geschäftsführer der 
Berufsgenossenschaft, bei der die Familienaus- 
gleichskasse errichtet ist, gleichzeitig deren Ge- 
schäftsführer. Auf die Aufnahme einer entsprechen- 
den Vorschrift — etwa in der Form, daß dem Präsi- 
denten der Bundesanstalt zusätzlich das Amt des 
Präsidenten der Kindergeldkasse übertragen wird — 
ist bewußt verzichtet worden. Dem Präsidenten der 
Bundesanstalt soll aber im Hinblick auf seine Ver- 
antwortung für die Durchführung des Gesetzes die 
Befugnis eingeräumt werden, an den Sitzungen der 
Organe der Kindergeldkasse mit beratender Stimme 
teilzunehmen. 

Zu § 15 (Verwaltungskosten) 

Die Vorschrift entspricht § 1 Satz 3 AVAVG und 
§ 13 KGG. Sie soll vermeiden, daß die Mittel der 
Bundesanstalt, die aus Beiträgen zur Arbeitslosen- 
versicherung stammen, für die Zweitkindergeldzah- 
lung in Anspruch genommen werden. Die Höhe der 
Vergütung, die die Bundesanstalt von der Kinder- 
geldkasse erhält, soll, entsprechend der in § 162 
Satz 2 AVAVG vorgesehenen Regelung, durch 
Rechtsverordnung (etwa als Vomhundertsatz der 
Aufwendungen für das Zweitkindergeld) bestimmt 
werden, sobald sich übersehen läßt, wie hoch die 
Verwaltungskosten sind. Bis zum Erlaß der Rechts- 
verordnung hat die Kindergeldkasse der Bundesan- 
stalt nach § 39 die tatsächlichen Kosten zu erstatten. 
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Zu § 16 (Haushalt) 

Nach Absatz 1 findet insbesondere die Reichshaus- 
haltsordnung entsprechende Anwendung. 

Mit dem Genehmigungs Vorbehalt des Absatzes 2 
und dem Recht der Bundesregierung, gegebenen- 
falls den Haushaltsplan der Kindergeldkasse selbst 
festzustellen, wird dem Umstand Rechnung getra- 
gen, daß die Aufwendungen der Kindergeldkasse 
durch den Bund getragen werden sollen. 

Absatz 3 entspricht § 33 AVAVG. 

Zu § 17 (Geschäftsjahr, Jahresabschluß) 

Die Vorschrift bedeutet, daß das Geschäftsjahr der 
Kindergeldkasse das jeweilige Kalenderjahr ist und 
daß die Kassen- und Rechnungslegungsordnung des 
Bundes mit den hierzu ergangenen Vollzugsbestim- 
mungen der Bundesanstalt für die Führung und den 
Abschluß der Rechnungs- und Kassenbücher der 
Kindergeldkasse entsprechend anzuwenden sind. 

Zu § 18 (Genehmigung der Satzung) 

Die Vorschrift entspricht § 29 Satz 2 AVAVG. 

Zu § 19 (Aufsicht) 

Absatz 1 entspricht § 34 Abs. 1 AVAVG. Nach Ab- 
satz 2 hat die Kindergeldkasse außer einem jähr- 
lichen Geschäftsbericht, wie ihn auch die Bundes- 
anstalt nach § 34 Abs. 2 AVAVG zu erstatten hat, 
die Geschäfts- und Rechnungergebnisse dem Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung vorzu- 
legen. 

Zu § 20 (Abgabenfreiheit) 

Die Vorschrift entspricht § 203 AVAVG. 

Zum Dritten Abschnitt 
(Aufbringung der Mittel) 

Zu § 21 (Aufbringung der Mittel durch den Bund) 

Die finanziellen Auswirkungen der Vorschrift wer- 
den in Teil C — Finanzielle Auswirkungen — be- 
handelt. 

Zum Vierten Abschnitt 
(Verfahren) 

Vorbemerkung 

Da das Gesetz, von den Aufgaben der Organe der 
Kindergeldkasse abgesehen, durch die Dienststellen 
der Bundesanstalt durchgeführt werden soll, konnte 
die Verfahrensregelung des Kindergeldgesetzes, die 
auf den für die Berufsgenossenschaften maßgeben- 
den Vorschriften der Reichsversicherungsordnung 
beruht, nicht übernommen werden. Die Verfahrens- 
vorschriften mußten sich vielmehr an die Regelung 
des AVAVG anlehnen. Die Abweichungen zwischen 


Kindergeldrecht und dem Recht der Arbeitslosen- 
versicherung und Arbeitslosenhilfe machten jedoch 
vielfach eine einfache Verweisung unmöglich und 
erforderten zur Vermeidung von Mißverständnis- 
sen und im Hinblick auf die Rechnungslegung nach 
den Grundsätzen des Bundeshaushaltsrechts eine — 
allerdings nach dem Muster des AVAVG ausge- 
richtete — Neufassung. 

Zu § 22 (Antragstellung) 

Absatz 1 

Wenn der Antrag — abweichend von § 1 KGG — 
nicht unter den Anspruchsvoraussetzungen aufge- 
führt, sondern lediglich in dem Verfahrensabschnitt 
geregelt ist, so soll damit zum Ausdruck kommen, 
daß der Antrag nur eine formelle Leistungsvoraus- 
setzung darstellt, was bei dem Kindergeldgesetz 
nicht unzweifelhaft ist. Daß nach Absatz 1 Satz 2 
neben den Berechtigten auch anderen Personen oder 
Stellen, die ein berechtigtes Interesse an der Ge- 
währung des Kindergeldes haben, das Antragsrecht 
zugebilligt wird, entspricht dem § 5 Abs. 2 Satz 1 
KGAG. Auch § 8 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz 
KGG sieht — wenn auch nur unter besonderen 
Voraussetzungen — die Möglichkeit einer Antrag- 
stellung durch eine andere Person oder Stelle als 
den Berechtigten vor. 

Absatz 2 

Die Vorschrift schreibt — was auch der Praxis der 
Familienausgleichskassen entspricht — für die An- 
träge auf Zweitkindergeld im Interesse ihrer ord- 
i nungsmäßigen Bearbeitung Schriftform vor. Die Zu- 
ständigkeitsregelung für die Entgegennahme des 
Antrags lehnt sich an die des § 170 AVAVG an. 
Satz 2 regelt im Hinblick auf den Erlaß einer Rechts- 
verordnung nach § 8 in Verbindung mit § 34 Abs. 3 
KGG die Zuständigkeit für die Personen, die ihren 
Wohnort außerhalb des Geltungsbereichs des Ge- 
setzes haben. 

Absatz 3 

Der Antragsteller hat grundsätzlich nachzuweisen, 
daß die Voraussetzungen für den Anspruch erfüllt 
sind. Ist der Nachweis ausnahmsweise nicht oder 
nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten {z. B. 
weil der Antragsteller Unterlagen bei Behörden der 
sowjetisch besetzten Zone beschaffen müßte) mög- 
lich, so reicht nach Satz 2 die Glaubhaftmachung 
aus. 

Absatz 4 

Die Vorschrift ist notwendig, um die Entscheidung 
über den Antrag zu ermöglichen, der nach Absatz 1 
Satz 2 von einem anderen als dem Berechtigten ge- 
stellt wird. 

Absatz 5 

Die Vorschrift entspricht § 4 Abs. 3 KGG. Der in 
dieser Vorschrift verwandte Begriff „Antrag" wird 
in der Rechtspraxis im Sinne von Anzeige verstan- 
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den. Bei der Fassung der Vorschrift wird hieraus 
die redaktionelle Folgerung gezogen. 

Zu § 23 (Bescheinigungen über Jahreseinkommen) 

Die Vorschrift bestimmt, in welcher Weise bei einem 
Antrag auf Zweitkindergeld der Nachweis über die 
Höhe des Jahreseinkommens zu führen ist. Da § 2 
den Begriff des Jahreseinkommens in Anlehnung 
an das Einkommen- und Lohnsteuerrecht bestimmt 
und bei den zur Einkommensteuer zu veranlagen- 
den Personen als Berechnungsjahr das Kalenderjahr 
gilt, für das der letzte Einkommensteuerbescheid 
vorliegt, kann der Nachweis über das Jahresein- 
kommen im allgemeinen durch Vorlage des Ein- 
kommensteuerbescheides oder eine Bescheinigung 
des Arbeitgebers geführt werden. 

Absätze 1 und 2 gelten für Selbständige, die zur 
Einkommensteuer veranlagt worden oder zu veran- 
lagen sind. 

Absatz 1 behandelt den Regelfall, daß eine Einkom- 
mensteuerveranlagung für das Berechnungsjahr be- 
reits durchgeführt ist. 

Absatz 2 regelt den Fall, daß der Berechtigte für 
das Berechnungsjahr zur Einkommensteuer zu ver- 
anlagen ist, aber noch kein Einkommensteuerbe- 
scheid vorliegt. Hier soll zunächst eine Abschrift der 
Einkommensteuererklärung oder, falls diese noch 
nicht abgegeben ist, eine vorläufige Erklärung des 
Berechtigten über die Höhe seines Jahreseinkom- 
mens genügen; die Bedeutung dieser Vorschrift ist 
im Hinblick auf § 2 Abs. 4 Satz 3 erster Halbsatz 
auf die Fälle beschränkt, in denen eine Veran- 
lagung des Berechtigten auch für ein früheres als 
das nach § 2 Abs. 4 Satz 1 und 2 im allgemeinen 
maßgebende Kalenderjahr noch nicht durchgeführt 
ist, der Berechtigte also erstmals veranlagt werden 
soll. 

Sind der Berechtigte (und sein Ehegatte) für das 
Berechnungsjahr weder zur Einkommensteuer ver- 
anlagt noch zu veranlagen, so ist dem Antrag nach 
Absatz 3 eine Erklärung beizufügen, daß für das 
Berechnungsjahr mit seiner Veranlagung und der 
Veranlagung seines Ehegatten zur Einkommen- 
steuer nicht zu rechnen ist. 

Absatz 4 regelt den Nachweis des Jahreseinkom- 
mens durch Arbeitnehmer, die nicht zur Einkom- 
mensteuer veranlagt werden. Sie haben neben der 
Erklärung nach Absatz 3 eine Bescheinigung der 
Arbeitgeber über den im Berechnungsjahr von 
ihnen und im allgemeinen auch über den von ihrem 
Ehegatten bezogenen Bruttoarbeitslohn sowie die 
nach § 2 Abs. 1 zu berücksichtigenden, auf der 
Lohnsteuerkarte eingetragenen Beträge (steuerfreier 
Jahresbetrag und Jahreshinzurechnungsbetrag) vor- 
zulegen. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, diese 
Bescheinigung, die einen Auszug aus ihrem Lohn- 
steuerkonto darstellt, zu erteilen. Verletzen sie 
diese Pflicht, so handeln sie ordnungswidrig (§ 33 
Abs. 1 Nr. 2). 

Der Berechtigte hat die in den Absätzen 1 bis 4 be- 
zeichneten Unterlagen auch dann vorzulegen, wenn 


der Antrag nach § 22 Abs. 1 Satz 2 von einem an- 
deren gestellt wird (Absatz 5). 

§ 24 (Ermittlungen, Amtshilfe, Auskunftsplicht) 

Absätze 1 und 2 

Das der Bundesanstalt eingeräumte allgemeine 
Recht zu Ermittlungen jeder Art sowie die Ver- 
pflichtung der Behörden und Träger der Sozialver- 
sicherung zur Amtshilfe und Auskunftserteilung 
entspricht im wesentlichen der Regelung des § 176 
AVAVG. Die Auskunftspflicht der Finanzbehörden 
wurde den besonderen Bedürfnissen, die sich aus 
der Einkommensgrenze bei dem Anspruch auf 
Zweitkindergeld ergeben, angepaßt. 

Absatz 3 

Im Hinblick auf die Zusammenrechnung von Ehe- 
gatteneinkommen nach § 1 Abs. 2 und auf die Aus- 
schlußvorschriften des § 3 bestimmt die Vorschrift, 
daß auch Personen, die nicht selbst Zweitkindergeld 
beantragt haben, und ihre Arbeitgeber zu Auskünf- 
ten verpflichtet sind. 

Zu § 25 (Entscheidung über den Antrag) 

Aus Gründen der Zweckmäßigkeit hat sich der Ent- 
wurf grundsätzlich für eine Dezentralisierung der 
Entscheidungsbefugnis entschieden; entsprechend 
§ 177 AVAVG entscheidet der Leiter der Außen- 
stelle der Kindcrgeldkasse. Satz 2 ermöglicht es 
jedoch, die Entscheidungsbefugnis für bestimmte Be- 
zirke oder Gruppen von Berechtigten einer anderen 
Dienststelle der Bundesanstalt zu übertragen. So 
könnte die Kindergeldkasse z. B. die Entscheidung 
über Anträge von mehreren kleineren Außenstellen 
stützpunktartig bei einer Außenstelle zusammen- 
fassen. Ferner würde auch die Entscheidung über 
Anträge von Ausländern, bei denen häufig in tat- 
sächlicher oder rechtlicher Hinsicht schwierige Fra- 
gen auftreten, Dienststellen zugewiesen werden 
können, die sich auf diese Fragen spezialisiert ha- 
ben und eine einheitliche Rechtsanwendung sicher- 
stellen. 

Zu § 26 (Auszahlung des Zweitkindergeldes) 

Absatz 1 soll eine wirtschaftliche Gestaltung der 
Auszahlung des Zweitkindergeldes ermöglichen. 
Absatz 2 enthält Bestimmungen über die Auszah- 
lungsmöglichkeiten, Absatz 3 im Interesse der Ver- 
waltungsvereinfachung eine Abrundungsvorschrift. 

Zu § 27 (Veränderungsanzeige) 

Die Regelung der Anzeigepflicht des Berechtigten, 
die für das geltende Recht in § 6 Abs. 3 KGG und 
auch in § 183 AVAVG enthalten ist, soll eine un- 
rechtmäßige Gewährung von Zweitkindergeld nach 
Möglichkeit ausschließen. 

Zu § 28 (Entziehung) 

§ 26 Satz 1 KGG geht davon aus, daß Kindergeld 
entzogen werden kann, wenn die anspruchsbegrün- 
denden Voraussetzungen nicht Vorgelegen haben. 
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Da das vorliegende Gesetz von den Dienststellen ; 
der Bundesanstalt durchgeführt werden soll und 
§ 185 Abs. 1 AVAVG die Entziehung ausdrücklich 
regelt, erscheint die vorgesehene Vorschrift zur 
Vermeidung von Zweifeln notwendig. 

i 

Zu § 29 (Rückforderung) 

§ 35 Abs. 2 KGG bestimmt, daß gegen Ansprüche 
auf Kindergeld mit Ansprüchen auf Rückzahlung zu 
Unrecht geleisteten Kindergeldes bis zur Hälfte des 
Anspruchs auf Kindergeld aufgerechnet werden 
kann, enthält aber keine Vorschriften darüber, un- 
ter welchen Voraussetzungen zu Unrecht geleistetes 
Kindergeld zurückzuzahlen ist. Das Bundesversiche- 
rungsamt hat deshalb für die Rückforderung von 
Kindergeld durch die Familienausgleichskassen un- 
ter Berücksichtigung von Rechtsprechung und 
Schrifttum eigene Grundsätze entwickelt (Erlaß vom 
2. September 1959 — II 3 6900 f — 1011/59). Da die 
Kindergeldkasse nicht der Aufsicht des Bundesver- 
sicherungsamts untersteht, empfiehlt es sich, die 
Rückforderung von Zweitkindergeld besonders zu 
regeln. 

Absatz 1 Satz 1 und 2 lehnt sich unter Berücksich- 
tigung von Rechtsprechung und Rechtslehie und der ■ 
Bedürfnisse der Kindergeldkasse an § 185 Abs. 2 | 
AVAVG an. Es erscheint aber gerechtfertigt vorzu- , 
sehen, daß zu Unrecht geleistetes Zweitkindergeld j 
stets zurückgefordert wird, wenn es vorläufig oder . 
unter Vorbehalt der Rückforderung gewährt worden ; 
ist. I 

Absatz 2 regelt — vorbehaltlich der Nummern 6 
und 7 — Fälle, in denen Zweitkindergeld gewährt 
worden ist, obwohl Ansprüche auf Leistungen für 
Kinder bestehen, die den Anspruch auf Zweitkinder- 
geld ausschließen; Nummern 6 und 7 betreffen die 
Fälle, in denen anstelle des Anspruchs auf das — 
zu Unrecht — gewährte Zweitkindergeld Anspruch 
auf die vollen Leistungen für Kinder nach dem 
AVAVG oder dem Bundesversorgungsgesetz be- 
steht. Die Vorschrift dient der Vermeidung von 
Doppelleistungen. Sie ist dem für die Bundesanstalt 
geltenden § 186 Abs. 1 AVAVG angepaßt. Für das 
geltende Kindergeldrecht ist eine ähnliche Vorschrift 
in § 1541 a RVO enthalten. 

§ 5 Abs. 4 KGAG, auf den Absatz 3 verweist, regelt 
die Beitreibung von Kindergeld, dessen Bezug vor- 
sätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt worden 
ist. 

Zu § 30 (Bescheid) 

Absatz 1 Satz 1 entspricht § 26 Satz 1 KGG. Satz 2 
entspricht § 26 Satz 3 KGG. Da die in Absatz 1 vor- 
gesehene Bescheiderteilung in den Fällen des Ab- 
satzes 2 überflüssig erscheint, sollen die Dienst- 
stellen der Bundesanstalt in diesen Fällen die Zah- 
lung ohne Becheid einstellen dürfen. Die Regelung 
entspricht der Praxis der Familienausgleichskassen. 

Zu § 31 (Rechtsweg) 

Satz 1 entspricht § 28 Abs. 1 KGG. Im Hinblick auf 
die Dezentralisierung der Entscheidungsbefugnis \ 
über den Anspruch auf Zweitkindergeld erscheint es 1 


im Interesse der Rechtssicherheit geboten, ein Vor- 
verfahren (Widerspruch) vorzusehen (Satz 2 Nr. 1 
und 2). Der Ausschluß der Berufung nach Satz 2 
Nr. 3 entspricht § 28 Abs. 2 Nr. 2 KGG, soweit er 
Beginn und Ende des Anspruchs auf Kindergeld be- 
trifft. Nach dem Entwurf soll die Berufung auch in 
dem vergleichbaren Fall ausgeschlossen sein, daß 
Zweitkindergeld nur für bereits abgelaufene Zeit- 
räume begehrt wird. 

Zum Fünften Abschnitt 
(Straf- und Bußgeldvorschriften) 

Vorbemerkung 

Wegen der Anlehnung der Familienausgleichskassen 
an die Berufsgenossenschaften sind die Strafbestim- 
mungen des Kindergeldgesetzes den Ordnungsstraf- 
vorschriften der Reichsversicherungsordnung ange- 
paßt oder verweisen auf die Strafvorschriften der 
Reichsversicherungsordnung. Diese Vorschriften der 
Reichsversicherungsordnung finden bei der Bundes- 
anstalt keine Anwendung. Die entsprechenden Vor- 
schriften des AVAVG (§§ 210 ft. und 215 ff. 
AVAVG) sind dem modernen Rechtsdenken ent- 
sprechend aus Gründen der Rechtsstaatlichkeit an- 
ders aufgebaut. Es erscheint deshalb nicht vertret- 
bar, die Strafvorschriften der Reichsversicherungs- 
ordnung bei den Dienststellen der Bundesanstalt, 
soweit sie das vorliegende Gesetz durchführen sol- 
len, einzuführen. Der Entwurf enthält deshalb eigene 
Straf- und Bußgeldvorschriften. Soweit der Sache 
nach gerechtfertigt, wurden die Straf- und Ord- 
nungswidrigkoitstatbestände den Vorschriften des 
Kindergeldgesetzes nachgebildet. Im übrigen wur- 
den die Vorschriften denen des AVAVG angepaßt 
oder aus dem AVAVG übernommen. 

Zu § 32 (Verletzung der Schweigepflidit) 

Im Hinblick auf die im Entwurf vorgesehenen Of- 
fenbarungspflichten, die sich auch auf die Höhe des 
Einkommens beziehen, wird die Verletzung fremder 
Geheimnisse nach Maßgabe der Vorschrift unter 
Strafdrohung gestellt (vgl. auch § 31 KGG). 

Zu § 33 (Ordnungswidrigkeiten) 

Die Vorschrift ist dem Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten vom 25. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 177) 
angepaßt, dem bereits § 9 KGEG entspricht und dem 
auch die Bußgeldvorschriften des AVAVG Rechnung 
tragen. 

Wegen der Tatbestände des Absatzes 1 wird auf die 
Ausführungen zu den in dieser Vorschrift genann- 
ten Paragraphen verwiesen. Absatz 2 entspricht § 9 
Abs. 2 KGEG und § 218 Abs. 1 AVAVG. Zu den 
Absätzen 3 bis 5 wird auf § 8 Abs. 3 KGAG und 
§ 220 AVAVG verwiesen. 

Zu § 34 (Verletzung der Aufsichtspflichten) 

Die Androhung von Geldbußen wegen Verletzung 
von Aufsichtspflichten — auch gegen juristische Per- 
sonen und Handelsgesellschaften — in § 219 
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AVAVG hat sich als zweckmäßig erwiesen; sie ist 
daher auch in diesem Entwurf vorgesehen. 

Zu § 35 (Gemeinsame Vorschriften) 

§ 221 AVAVG begründet die Verantwortlichkeit 
von Vertretern und Beauftragten. Durch die Über- 
nahme von § 222 AVAVG wird klargestellt, daß 
durch die Vorschriften dieses Abschnittes andere 
Straf- und Bußgeldvorschriften nicht berührt werden. 

Zum Sechsten Abschnitt 
(Übergangs- und Schlußvorschriften) 

Zu § 36 (Rückwirkende Gewährung des Zweitkinder- 
geldes) 

Satz 1 bestimmt, daß die im Entwurf vorgesehenen 
Leistungen für zweite Kinder für die Zeit ab 1, April 
1961 gewährt werden. Er will damit verhindern, daß 
die notwendige Dauer des Gesetzgebungsverfahrens 
sich zuungunsten des durch das Gesetz begünstig- 
ten Personenkreises auswirkt. Die Regelung läßt 
es als zweckmäßig erscheinen, zur Vermeidung von 
Anspruchsverlusten vorzusehen, daß das Kinder- 
geld auch dann für die Zeit ab 1. April 1961 gewährt 
wird, wenn der Antrag auf Zweitkindergeld bis 
zum 31. Dezember 1961 gestellt worden ist. 

Satz 2 trägt dem Umstand Rechnung, daß bei Aus- 
zahlung des Zweitkindergeldes für die Monate 
April, Mai und Juni 1961 schon das Einkommen des 
vergangenen Jahres, zumindest bei Arbeitnehmern, 
zugrunde gelegt werden kann. Da bei der Auszah- 
lung des Zweitkindergeldes für die folgenden Monate 
ohnehin das Jahr 1960 maßgebend ist, erscheint es 
angebracht, dieses Jahr auch für die Monate April 
bis Juni 1961 zum Berechnungsjahr zu bestimmen. 

Zu § 37 (Verfahren während der Übergangszeit) 

Grundsätzlich darf die Kindergeldkasse Zweitkin- 
dergeld nur gewähren, wenn die anspruchsbegrün- 
denden Voraussetzungen festgestellt sind. Satz 1 
bestimmt für Anträge, die während einer bis zum 
31. Dezember 1961 bemessenen Übergangszeit ge- 
stellt sind, daß es genügt, wenn die anspruchsbe- 
gründenden Tatsachen glaubhaft gemacht sind. Die 
Vorschrift erscheint erforderlich, um eine pünktliche 
Auszahlung des Kindergeldes zu gewährleisten. Um 
einen unrechtmäßigen Bezug von Zweitkindergeld 
nach Möglichkeit auszuschließen, sehen Satz 2 und 
3 vor, daß die Dienststellen der Bundesanstalt zur 
Glaubhaftmachung auch eidesstattliche Versicherun- 
gen abnehmen können. 

Zu §38 (Übergangsregelung für den Verwaltungsrat) 

Absatz 1 soll die Beschlußfähigkeit des Verwal- 
tungsrates für den Fall sichern, daß die drei weite- 
ren in § 10 Abs. 3 genannten Mitglieder noch nicht 
berufen sind. 

Absatz 2 soll im Hinblick darauf, daß Ausarbeitung 
und Erlaß der Bestimmungen über Art und Zeit- 
punkt der Auszahlung des Zweitkindergeldes durch 
den Verwaltungsrat gewisse Zeit in Anspruch neh- 


men können, eine pünktliche Auszahlung des Zweit- 
kindergeldes gewährleisten. 

Zu § 39 (Verwaltungskosten) 

Die Vorschrift enthält eine Übergangsregelung für 
die Zeit bis zum Erlaß der Rechtsverordnung. 

Zu § 40 (Änderung der Reichsversicherungsord- 
nung) 

In der gesetzlichen Unfallversicherung erhalten 
Schwerverletzte nach § 559 b Abs. 1 RVO eine Kin- 
derzulage in Höhe von 10 vom Hundert der Ver- 
letztenrente. Da nach § 3 Abs. 2 Nr. 7 KGG die 
Empfänger von Kinderzulagen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung zur Vermeidung von Doppellei- 
stungen vom Anspruch auf Kindergeld ausgeschlos- 
sen sind, ist durch § 559 b Abs. 2 Satz 1 RVO dafür 
Sorge getragen, daß für dritte und weitere Kinder 
die Kinderzulage mindestens in Höhe des Kinder- 
geldes von 40 DM monatlich gezahlt wird, auch 
wenn sich nach Absatz 1 der Vorschrift ein gerin- 
gerer Betrag ergibt. Die Einführung eines Zweit- 
kindergeldes macht eine Neufassung notwendig, die 
die entsprechende Regelung auch bei Kinderzu- 
lagen für Zweitkinder trifft. Da in der gewerblichen 
Wirtschaft die Renten in aller Regel so hoch sind, 
daß 10 vom Hundert Verletztenrente einen Betrag 
ergibt, der die Höhe des Zweitkindergeldes über- 
steigt, ist die Neuregelung hauptsächlich für die 
Kinderzulagen für zweite Kinder in der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung mit ihren verhält- 
nismäßig niedrigen Jahresarbeitsverdiensten von 
Bedeutung. Deshalb erscheint es auch gerechtfertigt, 
in der landwirtschaftlichen Umfallversicherung eine 
Erstattung der Mehraufwendungen der Unfallver- 
sicherungsträger durch die Kindergeldkasse, von 
Bagatellbeträgen abgesehen, vorzusehen, wie dies 
unter Nummer 2 geschieht, wobei durch Rechtsver- 
ordnung eine Pauschalberechnung der zu erstatten- 
den Beträge vorgeschrieben werden kann. 

Zu § 41 (Änderung des Gesetzes über Ärbeits Ver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung) 

Absatz 1 

Nummer 1 — Entsprechend dem Grundsatz der Ver- 
meidung von Doppelleistungen ruht nach § 89 Abs. 5 
AVAVG, der nach § 144 Abs. 1 Satz 2 AVAVG 
auch im Bereich der Arbeitslosenhilfe anzuwenden 
ist, der Anspruch auf Familienzuschlag aus der Ar- 
beitslosenversicherung für ein Kind, für das An- 
spruch auf Kindergeld nach den Kindergeldgesetzen 
besteht. Satz 1 der Neufassung bezieht Kinder, für 
die Anspruch auf Zweitkindergeld besteht, in die 
Ruhensvorschrift ein. Da das Zweitkindergeld je- 
doch niedriger als der Familienzuschlag ist, sieht 
die Neufassung nur ein Ruhen in Höhe des Zweit- 
kindergeldes vor. Die Fassung der Vorschrift mußte 
dabei berücksichtigen, daß der Familienzuschlag 
nach § 90 Abs. 10 Satz 2 AVAVG als wöchentlicher 
Betrag, das Kindergeld nach § 4 Abs. 1 KGG und 
§ 5 des Entwurfs als monatlicher Betrag festgesetzt 
ist. 
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Nummer 2 — Seit dem Inkrafttreten der „Großen 
Novelle" zum AVAVG am 1. April 1957, durch die 
der Familienzuschlag zum Arbeitslosengeld auf 
6 DM wöchentlich (26 DM monatlich) festgesetzt 
wurde, sind die Leistungen für Kinder und sonstige 
Angehörige auf dem Gebiete der Sozialen Sicherheit 
erheblich erhöht worden. Eine Anpassung des Fa- 
milienzuschlags an diese Entwicklung erscheint ge- 
boten. Ohne diese Erhöhung würde bei Gewährung 
von Zweitkindergeld als Familienzuschlag für das 
zweite Kind nur noch 1 DM je Monat zu zahlen sein. 
Das wäre unvertretbar, weil der Hauptbetrag des 
Arbeitslosengeldes auf der Grundlage des Netto- 
lohnes eines Ledigen festgesetzt ist und daher die 
Familienzuschläge in der Arbeitslosenversicherung 
auch die Aufgabe haben, einen Ausgleich für das 
höhere Nettoentgelt eines Arbeitslosen mit Ange- 
hörigen zu schaffen. 

Nummer 3 — Die Tabelle für das Kurzarbeitergeld 
wird wegen der Erhöhung des Familienzuschlags 
neu gefaßt. 

Nummer 4 — Die Änderung der Vorschrift, die die 
Stillegungsvergütung behandelt, entspricht der Än- 
derung unter Nummer 2; als Erhöhungsbetrag in 
Leistungsgruppe IV werden nur 24 DM vorgesehen, 
da in dieser Gruppe zwar in der Regel, aber nicht 
immer Kinder vorhanden sind, für die im Hinblick 
auf die Einkommens Verhältnisse der Eltern Zweit- 
kindergeld gewährt wird. 

Nummer 5 — Die Neufassung hebt die Fainilien- 
zuschläge in der Arbeitslosenhilfe ebenfalls auf 
9 DM wöchentlich an. 

Absatz 2 

Die Vorschrift ist erforderlich, weil die Tabellen für 
das Kurzarbeitergeld und die Stillegungsvergütung 
auf die Doppelwoche abstellen. 

Zu § 42 (Änderung des Kindergeldanpassungs- 
gesetzes) 

Nach § 6 Abs. 2 KGAG gelten bei der Gewährung 
von Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung 
und Arbeitslosenhilfe Kindergeld nach den gelten- 
den Kindergeldgesetzen sotvie — bis zur Höhe des 
Kindergeldes — Kinderzulagen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung und Kinderzuschüsse aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen, wenn sie für dritte 
und weitere Kinder gewährt werden, nicht als 
eigene Mittel oder als Einkommen. Die Neufassung 
bezieht auch das Zweitkindergeld sowie die Kinder- 
zulagen und Kinderzuschüssc für zweite Kinder in 
diese Vorschrift ein. 

Zu § 43 (Änderung des Bundesversorgungsgesetzes) 

Nach § 33 b Abs. 4 Satz 1 des Bundesversorgungs- 
gesetzes ist der Kinderzuschlag in Höhe des gesetz- 
lichen Kindergeldes zu zahlen. Die der Klarstellung 
dienende Neufassung ist lediglich redaktioneller Art. 

Zu § 44 (Rechtsverordnungen) 

Die Vorschrift ist nach Artikel 80 Abs. 2 des Grund- i 
gesetzes erforderlich um sicherzustellen, daß die in 1 


ihr genannten Rechtsverordnungen nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedürfen. 

Zu § 45 (Geltung im Land Berlin) 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 46 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

Absatz 2 trägt dem Umstand Rechnung, daß die Um- 
stellung des Verwaltungsapparates der Bundesan- 
stalt auf die Änderungen des AVAVG gewisse Zeit 
in Anspruch nimmt. 


C. Finanzielle Auswirkungen 

L Bund 

Der Bund trägt einmal bis zur Neuordnung des 
Kindergeldrechts die gesamten Aufwendungen der 
Kindergeldkasse einschließlich der Verwaltungs- 
kosten. Ihm fällt ferner der Mehraufwand in der 
Arbeitslosenhilfe infolge der Erhöhung der Fami- 
lienzuschläge zur Last. 

1. Bedarf der Kindergeldkasse 

Da die Kindergeldkasse das Zweitkindergeld von 
25 DM monatlich für die Kinder von Personen zu 
gewähren hat, deren Einkommen 6600 DM im Ka- 
I lenderjahr nicht übersteigt, hängt der Bedarf der 
I Kindergeldkasse ab 

a) von der Gesamtzahl der zweiten Kinder, nach 
Abzug der zweiten Kinder von Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes und vpn Rentnern in der 
Sozialversicherung, 

b) von der Einkommensschichtung. 

Anhaltspunkte für die Schätzung des Bedarfs an 
Zweitkindergeld können aus den bevölkerungssta- 
tistischen Ergebnissen des Mikrozensus und der 
Lohn- und Einkommensteuerstatistik für das Jahr 
1957 unter Fortrechnung auf den heutigen Stand ent- 
nommen werden. Danach kann voraussichtlich mit 
rund 1 570 000 Zweitkindem gerechnet werden, die 
in den Genuß des vollen Zweitkindergeldes kom- 
men werden. (Das sind knapp die Hälfte aller zwei- 
ten Kinder nach Abzug der zweiten Kinder von An- 
gehörigen des öffentlichen Dienstes und von Rent- 
nern der Sozialversicherung.) Der Bedarf an Kinder- 
geld für diese Kinder kann daher mit rund 
471 Millionen DM jährlich angenommen werden. 

Der sonstige Bedarf der Kindergeldkasse für zweite 
Kinder, der sich insbesondere aus der Regelung des 
Ausgleichskindergeldes ergibt, wird auf rund 4 Mi- 
lionen DM geschätzt. Die Verwaltungskosten wer- 
den im Anlaufjahr mit rund 25 Millionen DM anzu- 
setzen sein. 

Es ergibt sich somit ein Gesamtbedarf der Kinder- 
geldkasse von rund 500 Millionen DM im Jahr. Da 
das Zweitkindergeld nach dem Entwurf erst vom 
1. April 1961 ab gezahlt werden soll, ermäßigt sich 
der Bedarf im Jahre 1961 auf etwa 375 Millionen 
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DM. Diese Aufwendungen hat der Bund voll zu 
tragen. 

2. Mehrbedarf in der Arbeitslosenhilfe 

Der Mehrbedarf in der Arbeitslosenhilfe infolge 
der Erhöhung der Familienzuschläge, der zu Lasten 
des Bundes geht, wird auf 7 bis 8 Millionen DM 
jährlich veranschlagt. Er wird sich für das Jahr 1961 
bei dem vorgesehenen Inkrafttreten der Änderungen 
des AVAVG auf rund 2 Millionen DM ermäßigen. 

3. Gesamtbelastung des Bundes 

a) 1961 

Der Mehrbedarf des Bundes nach den obigen Aus- 
führungen wird im Jahre 1961 insgesamt etwa 377 
Millionen DM betragen. 

b) 1962 

Für 1962 kann angenommen werden, daß der Bedarf 
der Kindergeidkasse etwas zurückgehen wird. Ein 
Teil der Berechtigten des Jahres 1961 wird im Jahre 
1962 ausscheiden, weil infolge der voraussichtlichen 
Entwicklung der Löhne ihr Jahreseinkommen die 
Grenze von 6600 DM bzw. 6800 DM (Ausgleichs- 
kindergeld) überschreitet. Diese Entlastung der Kin- 


dergeldkasse wird allerdings zum Teil dadurch aus- 
geglichen werden, daß der Geburtenjahrgang 1962 
vermutlich stärker sein wird als der Jahrgang, der 
1962 infolge der Erreichung der Altersgrenze von 
18 Jahren in aller Regel aus dem Kreis der an- 
spruchsbegründenden Kinder ausscheidet. Ferner 
wird der Bund 1962 den oben genannten vollen 
jährlichen Mehraufwand in der Arbeitslosenhilfe 
durch die Erhöhung der Familienzuschläge zu tragen 
haben. Wägt man die entlastenden und die belasten- 
den Faktoren gegeneinander ab, so wird man die 
Belastung des Bundes im Jahre 1962 auf rund 500 
Millionen DM veranschlagen können. 


II. Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 

Da der Bund die gesamten Aufwendungen der Kin- 
dergeldkasse einschließlich der Verwaltungskosten 
trägt, wird die Bundesanstalt lediglich durch die 
Erhöhung der Familienzuschläge in der Arbeits- 
losenversicherung belastet. Der Mehrbedarf wird für 
das Jahr 1961 bei dem vorgesehenen Inkrafttreten 
der Erhöhung der Familienzuschläge auf rund 
4 Millionen DM, für das Kalenderjahr 1962 auf rund 
30 Millionen DM geschätzt, 


A b k ü r z ii n g e n ; 


KGG 

KGAG 

KGEG 

AVAVG 

RVO 

EStG 


Kindergeldgesetz 

Kindergeldanpassungsgesetz 

Kindergeldergänzungsgesetz 

Gesetz über Arbeitsvermittlung und 

Arbeitslosenversicherung 

Reichs Versicherungsordnung 

Einkommensteuergesetz 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


I. 

1 . Die Eingangsworte 
sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates unter Einhaltung der Vorsdhrift -des 
Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes das 
folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Nach § 14 nimmt die Bundesanstalt die ihr über- 
tragenen Aufgaben durch ihre Dienststellen 
wahr, also auch durch die Lanidesarbeitsämter 
und Arbeitsämter. Die Übertragung der Auf- 
gaben auf diese Stellen ist nur unter 'den Vor- 
aussetzungen des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 GG 
zulässig. In die Eingangsworte ist deshalb der 
Hinweis auf Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 GG auf- 
zunehmen. 

2. § 2 Abs. 5 Satz 3 

Im zweiten Halbsatz sind die Worte „ , so ; 
kann . . . .ausgehen." durch die Worte „ , so 
hat .... auszugehen." zu ersetzen. 

Begründung ! 

Die vorgeschlagene Änderung erscheint not- 
wendig, um Benachteiligungen des Berechtig- 
ten, die sich bei einer Kann- Vorschrift aus der 
Nichtberücksichtigung des niedrigeren Arbeits- 
lohnes ergeben können, hinsichtlich der Ge- 
währung des Zweitkindergeldes für das zweite 
Kind zu vermeiden. 

3. §§ 3 und 4 | 

a) Dem § 3 Abs. 1 sind folgende Sätze anzu- j 

fügen: ! 

„Wird von den in Nummer 1 und 2 genann- ! 
ten Personen die regelmäßige Arbeitszeit | 
nicht erreicht und werden deswegen gesetz- j 
liehe oder tarifliche Kinderzuschläge gekürzt, i 
bleibt der Anspruch auf Zweitkinidergeld in- 
soweit bestehen, als der für das zweite 
Kind gekürzte Kinderzuschlag die Höhe des 
Zweitkindergeldes nicht erreicht. Dies gilt 
entsprechend für die in Nummer 3 genann- ^ 
ten Personen. " 

b) § 4 erhält folgende Fassung: 

„§ 4 I 

Ersatzleistungen im öffentlichen Dienst | 

Arbeitnehmer des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden (Gemeinde verbände) und der , 


sonstigen Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts haben nur 
insoweit Anspruch auf das Zweitkindergeld, 
als sie nicht von ihren Arbeitgebern auf 
Grund der bestehenden besoldungsrecht- 
lichen Vorschriften und Vereinbarungen 
entsprechende Leistungen erhalten." 

Begründung zu a) und b) 

Da es sich bei dem Zweitkindergeld um eine 
allgemeine sozialpolitische Maßnahme handelt, 
die nicht auf Arbeitnehmer im engeren Sinne 
des Wortes beschränkt ist, muß dafür Sorge ge- 
tragen werden, daß bei Beamten, Arbeitern und 
Angestellten im öffentlichen Dienst sowie bei 
Versorgungsempfängern zu Lasten des Bundes 
Zweitkindergeld insoweit gezahlt wird, als ge- 
setzliche oder tarifliche Kinderzuschläge für das 
zweite Kind die Höhe des Zweitkindergeldes 
nicht erreichen. 

§ 4 soll der für dritte und weitere Kinder gel- 
tenden Systematik des § 3 Abs. 2 Nr. 2 des Kin- 
dergeldgesetzes angeglichen werden. 


4. § 9 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü- 
fen, ob eine besondere Kindergeldkasse als An- 
stalt des öffentlichen Rechts notwendig ist oder 
ob nicht diese Aufgaben nach § 14 als Auftrags- 
angelegenheit der Bundesanstalt als solcher 
übertragen werden können. Es ist nicht ersicht- 
lich, welche echten Selbstverwaltungsaufgaben 
den vorgesehenen Organen einer Anstalt des 
öffentlichen Rechts zugedacht sind. 

Die Überlegungen des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialpolitik des Bundesrates für den Fall 
eines Verzichts auf eine eigene Anstalt des 
öffentlichen Rechts werden der Bundesregie- 
rung als Material überwiesen. 

5. § 12 Abs. 3 

ist zu streichen. 

Begründung 

Siehe Änderungsvorschlag zu § 25. 

6. § 13 Abs. 2 

ist zu streichen. 

Begründung 

Siehe Änderungsvorschlag zu § 26 Abs. 2. 
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7. § 16 Abs. 1 

Die Worte „für den Bund" sind durch die Worte 
„für die Bundesverwaltung" zu ersetzen. 

Begründung 
R edak t i on el 1 e V erb e s s e r ung . 

8. § 22 Abs. 2 Satz 1 

Nach dem Wort „schriftlich" sind die Worte 
„oder zu Protokoll" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung erscheint mit Rücksicht auf ge- 
schäftsungewandte Personen geboten. 

9. § 25 Satz 2 

Die Worte „Die Kindergeldkasse" sind durch 
die Worte „Der Vorstand der Kindergeldkasse" 
zu ersetzen. 

Begründung 
Redaktionelle Verbesserung. 

10. § 26 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Das Zweitkindergeld kann monatlichi 
zweimonatlich oder dreimonatlich nachträg- 
lich oder im voraus ausgezahlt werden." 

Begründung 

Redaktionelle Verbesserung im Hinblick auf 
§ 13 Abs. 1 Nr. 5. 

b) In Absatz 2 Satz 2 sind die Worte „Die Kin- 
dergeldkasse" durch die Worte „Der Ver- 
waltungsrat der Kindergeldkasse" zu erset- 
zen. 

Begründung 
Redaktionelle Verbesserung. 

11. § 31 Abs. 1 

Das Wort „Sozialrechtsweg" ist durch die 
Worte „Rechtsweg vor den Gerichten der So- 
zialgerichtsbarkeit" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung erscheint aus Gründen einer An- 
passung an § 51 SGG sowie einer sprachlichen 
Verbesserung notwendig. 

12. § 32 Abs. 2 Satz 1 

Vor dem Wort „Vermögensvorteil" ist das 
Wort „rechtswidrigen" einzufügen. 

Begründung 

Angleichung an § 300 StGB und ähnliche Vor- 
schriften des neueren Nebenstrafrechts. 


13. § 34 

ist durch folgende §§ 34 und 34 a zu ersetzen: 

.§ 34 

Begeht jemand in einem Betriebe eine nach 
§ 33 mit Geldbuße bedrohte Handlung, so kann 
gegen den Arbeitgeber oder seinen gesetzlichen 
Vertreter oder, falls der Arbeitgeber eine 
juristische Person oder eine Personengesell- 
schaft des Handelsrechts ist, gegen ein Mitglied 
des zur gesetzlichen Vertretung berufenen 
Organs der juristischen Person oder gegen ein 
vertretungsberechtigtes Mitglied der Personen- 
gesellschaft eine Geldbuße festgesetzt werden, 
wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre Auf- 
sichtspflicht verletzt haben und der Verstoß 
hierauf beruht 

§ 34 a 

Begeht ein Mitglied des zur gesetzlichen Ver- 
tretung berufenen Organs einer juristischen 
Person oder ein vertretungsberechtigtes Mit- 
glied einer Personengesellschaft des Handels- 
rechts eine Ordnungswidrigkeit nach §§ 33 
oder 34, so kann eine Geldbuße nach diesen 
Vorschriften auch gegen die juristische Person 
oder die Personengesellschaft festgesetzt wer- 
den. " 

Begründung 

§ 34 des Regierungsentwurfs setzt lediglich vor- 
aus, daß eine Aufsichtsperson ihrer Pflicht zur 
Überwachung der unter ihr oder für sie tätigen 
Hilfskräfte allgemein nicht hinreichend nachge- 
kommen ist und dadurch den objektiven Ver- 
stoß gegen § 33 ermöglicht und verursacht hat; 
hinsichtlich eines bestimmten Verstoßes braucht 
ein Verschulden der Aufsichtsperson nicht vor- 
zuliegen. Der Inhaber eines Unternehmens oder 
der Vertreter einer Personenvereinigung kann 
aber auch selbst Täter der Ordnungswidrigkeit 
nach § 33 sein, wenn er seine Aufsichtspflicht 
verletzt und die Verfehlung seiner Hilfskraft 
hierdurch fahrlässig verschuldet, die Verfeh- 
lung also für ihn voraussehbar ist (BGHSt 9, 
319). Nach der Fassung des Entwurfs kann in 
diesen Fällen kein Bußgeld gegen die juristische 
Person oder die Personengesellschaft des Han- 
delsrechts festgesetzt werden, weil § 34 des 
Regierungsentwurfs stets eine beaufsichtigende 
Person voraussetzt. Daran fehlt es, wenn der 
Aufsichtspflichtige selbst der Zuwiderhandelnde 
ist (BGHSt 3, 130). Der vorstehende Vorschlag 
beseitigt die Gesetzeslücke. Er entspricht im 
übrigen den jüngsten bundesgesetzlichen Rege- 
lungen. 

14. § 35 

ist zu streichen. 

Begründung 

Diese Vorschrift wird durch die vorgeschlage- 
nen §§ 34 und 34 a überflüssig. 
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15. § 38 Abs. 2 

Die Worte „§ 26 Abs. 1 und Abs. 2 Satz T sind 
durch die Worte „§ 13 Nr. 5 und § 26 Abs. 2 
Satz 2" zu ersetzen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 26 Abs, 1. 


II. 

Folgende Überlegungen des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialpolitik des Bundesrates für den Fall eines 
Verzichts auf eine eigene Anstalt des öffentlichen 
Rechts (§ 9) werden der Bundesregierung als Mate- 
rial überwiesen; 


1. § 9 wird gestrichen. 

Begründung 

Die besondere Kindergeldkasse ist entbehrlich. 
Ihre „Organe'' haben keinerlei echte Selbstver- 
waltungsaufgaben. Die Bundesanstalt erhält nach 
dem Entwurf übergangsweise als rein verwal- 
tungstechnische Aufgaben 

1. die Prüfung der Voraussetzungen des Zweit- 
kindergeldes, 

2. für die Auszahlung Sorge zu tragen, 

3. den Finanzbedarf für das Zweitkindergeld 
und den Verwaltungsaufwand in einem Haus- 
haltsplan vorzuschätzen. 

Diese Aufgaben können nach § 14 als Auftrags- 
angelegenheiten durchgeführt werden. Die 
Schein-Selbstverwaltung bindet unnötig Kräfte 
durch Leerlauf, verwirrt die Öffentlichkeit und 
entwertet indirekt die bedeutsame ehrenamtliche 
Mitarbeit an Aufgaben zur Stützung und Förde- 
rung der Familie. 

2. Als Folge des Vorschlags, § 9 zu streichen, sind 

die §§ 10 bis 13, § 14 Abs. 3, §§ 16 bis 20, 38 
Abs. 1 zu streichen. 

3. Als Folge des Vorschlags, § 9 zu streichen, er- 
geben sich ferner folgende Änderungen: 

a) Die Überschrift des Gesetzentwurfs erhält 
folgende Fassung; „Entwurf eines Gesetzes 
über die Gewährung von Kindergeld für 

■ Zweitkinder (Zweitkindergeldgesetz — 
ZKGG)" 

b) In § 14 Abs. 1 sind nach dem Wort „Bundes- 
anstalt" die Worte „für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung (Bundesan- 
stalt" einzufügen. 

c) § 14 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bundesanstalt nimmt die ihr über- 
tragenen Aufgaben durch ihre Dienststellen 
wahr." 


d) In § 15 Satz 1 sind die Worte „von der Kin- 
dergeldkasse" durch die Worte „vom Bund" 
zu ersetzen. 

e) In § 15 Satz 2 sind die Worte „und des Ver- 
waltungsrats der Kindergeldkasse" zu strei- 
chen. 

f) § 21 erhält folgende Fassung; 

.§ 21 

Aufbringung der Mittel durch den Bund 

Die Aufwendungen der Bundesanstalt 
nach diesem Gesetz trägt der Bund." 

g) In § 22 Abs. 2 Satz 1 sind die Worte „der 
Außenstelle . . ., in deren Bezirk" durch die 
Worte „dem Arbeitsamt . . ., in dessen Be- 
zirk" zu ersetzen. 

h) In § 22 Abs. 2 Satz 2 sind die Worte „die 
Außenstelle . . ., in deren Bezirk" durch die 
Worte „das Arbeitsamt . . ., in dessen Be- 
zirk" zu ersetzen. 

i) In § 22 Abs. 3 Satz 3 ist das Wort „Kinder- 
geldkasse" durch das Wort „Bundesanstalt" 
zu ersetzen. 

k) In § 22 Abs. 4 sind die Worte „Die Außen- 
stelle" durch die Worte „Das Arbeitsamt" zu 
ersetzen. 

l) In § 23 Abs. 4 letzter Satz ist das Wort 
„Kindergeldkasse" durch das Wort „Bundes- 
anstalt" zu ersetzen. 

m) In § 23 Abs. 5 sind die Worte „Die Außen- 
stelle" durch die Worte „Das Arbeitsamt" zu 
ersetzen. 

n) § 25 

aa) In Satz 1 sind die Worte „als Leiter der 
Außenstelle" zu streichen. 

bb) In Satz 2 sind die Worte „Die Kinder- 
geldkasse" durch die Worte „Der Vor- 
stand der Bundesanstalt" zu ersetzen. 

o) § 26 Abs. 2 Satz 2 

Die Worte „Die Kindergeldkasse" sind durch 
die Worte „Der Verwaltungsrat der Bundes- 
anstalt" zu ersetzen. 

p) In § 27 sind die Worte „der Außenstelle" 
durch die Worte „dem Arbeitsamt" zu er- 
setzen. 

q) In § 29 Abs. 2 Satz 1 sind die Worte „die 
Außenstelle" durch die Worte „das Arbeits- 
amt" und die Worte „die Kindergeldkasse" 
durch die Worte „die Bundesanstalt" zu er- 
setzen. 

r) In § 32 Abs. 1 sind die Worte „als Mitglied 
eines Organs der Kindergeldkasse oder" zu 
streichen. 
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s) In § 33 Abs. 5 Satz 1 sind die Worte „oder ' 

die von ihr bestimmte andere Stelle der ■ 
Kindergeldkasse" durch die Worte „oder die 
von ihr bestimmte Dienststelle der Bundes- 
anstalt" zu ersetzen. j 

t) In § 39 Satz 1 sind die Worte „die Kinder- ! 4 

geldkasse" durch die Worte „der Bund" zu 
ersetzen. ! 

u) § 39 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Eine Pauschalierung kann vereinbart wer- 1 
den." 

v) § 40 Nr. 2: In § 1541 b Abs. 1 RVO ist das ; 

Wort „Kindergeldkasse" durch das Wort 
„Bundesanstalt" zu ersetzen. 

w) § 41 Abs. 1 Nr. 1: In § 89 Abs. 5 AVAVG 1 

sind die Worte „Kindergeldkassengesetz" | 
bzw. „Kindergeldkassengesetzes" durch die ! 5. 
Worte „Zweitkindergeldgesetz" bzw. „Zweit- , 
kindergeldgesetzes" zu ersetzen. 1 


x) § 42: In der vorgesehenen Neufassung des 
§ 6 Abs. 2 Nr. 1 und 2 des Kindergeldan- 
passungsgesetzes ist das Wort „Kinder- 
geldkassengesetz" durch das Wort „Zweit- 
kindergeldgesetz" zu ersetzen. 

§ 26 Abs. 1 

ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Das Zweitkindergeld kann monatlich, 
zweimonatlich oder dreimonatlich nachträglich 
oder im voraus gezahlt werden. Der Verwal- 
tungsrat der Bundesanstalt bestimmt den Zeit- 
punkt der Auszahlung." 

Begründung 

Ausfüllung einer Lücke, die durch Streichung des 
§ 13 entstanden ist. 

In § 38 Abs. 2 sind nach dem Wort „Verwal- 
tungsrat" zur Klarstellung die Worte „der Bun- 
desanstalt" einzufügen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Vorschlägen des Bundesrates 


Zu I. 

Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung ; 

Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 GG, der von der Errichtung ! 
bundeseigener Mittel- und Unterbehörden handelt, i 
gilt nicht für die Erweiterung des Aufgabenbereichs 
einer bundesunmittelbaren Körperschaft des öffent- | 
liehen Rechts, um die es hier geht. Für diese Ausle- 
gung sprechen nach Ansicht der Bundesregierung ; 
der Wortsinn der Vorschrift, ihr gesetzlicher Zusam- 
menhang und ihre Entstehungsgeschichte. 

Der Verwaltungsunterbau einer bundesunmittelba- 
leii Selbstverwaltungskörperschaft kann nicht als : 
„bundeseigen" bezeichnet werden, weil diese ledig- 
lich der Rechtsaufsicht des Bundes untersteht und im ^ 
übrigen für sie der Wille der an der Selbstverwal- 
tung beteiligten Personen sowie der Gruppen, Ver- ; 
bände oder Körperschaften maßgebend ist, von : 
denen diese Personen in die Selbstverwaltungsgre- i 
mien entsandt worden sind. I 

j 

Artikel 86 Satz 1 GG stellt die bundesunmittelbaren | 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen j 
Rechts der „bundeseigenen" Verwaltung alternativ 
gegenüber; das legt den Schluß nahe, daß die „bun- : 
deseigenen Mittel- und Unterbehörden" in Artikel 87 i 
Abs. 3 Satz 2 GG den Verwaltungsunterbau der bun- > 
desunmittelbaren Körperschaften nicht mitumfas- i 
scn. Außerdem sind in Artikel 87 Abs. 2 GG nach j 
einhelliger Meinung unter den „bundesunmittelba- ^ 
ren Körperschaften des öffentlichen Rechts" nicht | 
nur Körperschaften zu verstehen, die lediglich über i 
eine Zentralstelle verfügen, sondern auch mehrstu- i 
fige. Die entsprechende Auslegung der gleichen Be- 
zeichnung in Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG erscheint ; 
geboten. Die Errichtung auch mehrstufiger bundes- | 
unmittelbarer Körperschaften des öffentlichen Rechts 1 
fällt demnach unter Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG und j 
nicht unter den folgenden Satz 2. ; 

Diese Auslegung findet in der Entstehungsge- | 
schichte des Artikel 87 Abs. 3 ihre Bestätigung. Der i 
Entwurf des Grundgesetzes sah für die Errichtung 
bundesunmittelbarer Selbstverwaltungskörperschaf- ' 
ten, unter denen man auch mehrstufige verstand, zu- : 
nächst die Zustimmung von zwei Dritteln, in einer I 
späteren Fassung der einfachen Mehrheit der Stim- 
men des Bundesrates vor. Diese Bestimmung wurde 
im Verlaufe der Beratungen fallengelassen; ein An- 
trag, sie wiederaufzunehmen, verfiel in der 57. Sit- , 
zung des Hauptausschusses des Parlamentarischen ■ 
Rates der Ablehnung. i 


Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 3. 

Den Änderungsvorschlägen wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Kindergeldgesetzgebung geht davon aus, daß es 
nach allgemeiner Auffassung im öffentlichen Dienst 
zur Fürsorgepflicht der Arbeitgeber gehört, bei der 
Gestaltung der Bezüge der Beschäftigten deren Fa- 
milienstand zu berücksichtigen. Da die Kinderzu- 
schlagsregelung im öffentlichen Dienst in der Regel 
günstiger ist als das gesetzliche Kindergeld und 
Doppelleistungen für den gleichen Zweck vermieden 
werden sollten, sind die Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes seiner Zeit grundsätzlich von dem 
Anspruch auf Kindergeld ausgeschlossen worden. 
Soweit ausnahmsweise Arbeitnehmer des öffent- 
lichen Dienstes von ihren Arbeitgebern keine oder 
nicht ausreichende Leistungen für Kinder erhalten, 
sind nach dem Kindergeldergänzungsgesetz ergän- 
zende Leistungen durch den Träger der Kindergeld- 
zahlung zu gewähren, wobei jedoch die Mittel dafür 
von den Arbeitgebern des öffentlichen Dienstes auf- 
gebracht werden. 

Demgegenüber bedeutet der Vorschlag, daß die Kin- 
dergeldkasse an einen Teil der Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes Zweitkindergeld zu Lasten des 
Bundes zu gewähren hat, eine grundsätzliche Ab- 
weichung von dem Prinzip, daß der öffentliche 
Dienst, auch soweit Leistungen für Kinder in Frage 
stehen, für seine Arbeitnehmer selbst aufkommen 
soll. Daß den öffentlichen Arbeitgebern die Für- 
sorgepflicht gegenüber ihren Arbeitnehmern teil- 
weise abgenommen werden soll, steht nach Auffas- 
sung der Bundesregierung mit dem Wesen des 
öffentlichen Dienstes nicht im Einklang. Der Vor- 
schlag führt ferner zu einer ungerechtfertigten Ver- 
lagerung der Lasten, die den Ländern, den Gemein- 
den und den sonstigen öffentlich-rechtlichen Körper- 
schaften für ihre Beschäftigten zukommen, auf den 
Bund. 

Die Änderung hätte außerdem eine Vermehrung der 
Verwaltungsarbeit der Kindergeldkasse zur Folge, 
die insbesondere bei den kleinen Differenzbeträgen 
zwischen Kinderzuschlag und Zweitkindergeld, um 
die es sich vielfach handelt, nicht zu vertreten ist. 
Die sich daraus ergebende Verpflichtung, verschie- 
den hohe Beträge an Zweitkindergeld zu zahlen, 
würde auch den von der Bundesanstalt für die Zah- 
lung des Zweitkindergeldes geplanten Einsatz mo- 
derner Büromaschinen erschweren, wenn nicht gar 
unrationell erscheinen lassen. Der Anderungsvor- 
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schlag hat schließlich den Nachteil, daß die Berech- 
tigten einen Teil der Leistungen für das zweite Kind 
von ihren Arbeitgebern, einen anderen Teil von der 
Kindergeldkasse erhalten würden. 

Zu 4. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
familienpolitische Bedeutung des Gesetzes gegen die 
unmittelbare Übertragung seiner Durchführung auf 
die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung spricht und die Errichtung 
einer selbständigen Körperschaft rechtfertigt, ob- 
wohl der Spielraum für die Entscheidungen der 
Selbstverwaltung im Kindergeldrecht nur begrenzt 
ist. Die vorgesehene Regelung berücksichtigt insbe- 
sondere die bevorstehende Neuordnung des Kinder- 
geldrechts (vgl. § 9 Abs. 3). Sie soll ferner dem Um- 
stand Rechnung tragen, daß zu den Empfangsberech- 
tigten nicht nur Arbeitnehmer, sondern auch Selb- 
ständige gehören, die nicht unter den von der Bun- 
desanstalt betreuten Personenkreis fallen. Gleich- 
wohl wird die Bundesregierung entsprechend der 
Empfehlung die Notwendigkeit einer Kindergeld- 
kasse im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens un- 
ter Verwertung des vom Bundesrat zur Verfügung 
gestellten Materials nochmals prüfen. 

Zu 5. bis 7. 

Den Änderungsvorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 8. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 


Begründung 

Eine besondere Form der Äntragstellung „zu Proto- 
koll“ ist in der Sozialverwaltung weder üblich noch 
erforderlich. In der Bundesanstalt wird geschäftsun- 
gewandten Personen bei der Äusfüllung der An- 
tragsformulare auch ohne ausdrückliche Verpflich- 
tung durch eine gesetzliche Vorschrift seit jeher von 
den sogenannten Antragsannehmern die notwendige 
Hilfe geleistet. 

Zu 9. bis 11. 

Gegen die Änderungsvorschläge werden keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Zu 12. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Zusatz ist nach Ansicht der Bundesregierung 
entbehrlich. Er würde eine unerwünschte Abwei- 
chung von der Fassung entsprechender Vorschriften 
in der Sozialversicherung bedeuten (vgl. § 142 Abs. 2 
Satz 1 RVO, § 7 Abs. 2 Satz 3 Selbstverwaltungsge- 
setz). 

Zu 13. bis 15. 

Gegen die Änderungsvorschläge werden keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Zu 11. 

Auf die Bemerkungen unter I. zu 4. wird verwiesen. 
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